
Bekanntmachungen

Die Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Hannover hat am 7. 
Mai 2018 auf Grund von § 1 Abs. 4 und § 4 Satz 1 des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern vom 18. Dezember 
1956 (BGBl. I S. 920), zuletzt geändert durch Art. 93 des Gesetzes vom März 2017 
(BGBl. I S. 626),

•	 für Artikel 1 in Verbindung mit §§ 34a und 13c der Gewerbeordnung in der 
	 Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), zuletzt 
	 geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3562), 
	 sowie § 5c Absatz 7 der Bewachungsverordnung in der Fassung der Bekannt- 
	 machung vom 10. Juli 2003 (BGBl. I S. 1378), zuletzt geändert durch Artikel 1 
	 der Verordnung vom 1. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2692),

•	 für Artikel 2 in Verbindung mit § 34d Abs. 5 Satz 1 Nr. 4, § 34e Abs. 1 Satz 1 
	 Nr. 5 der Gewerbeordnung in der o. g. Fassung sowie § 3 Abs. 9 Verordnung 
	 über die Versicherungsvermittlung und -beratung vom 15. Mai 2007 (BGBl. I 
	 S. 733, 1967), zuletzt geändert durch Artikel 98 des Gesetzes vom 29. März 
	 2017 (BGBl. I S. 626),

•	 für Artikel 3 in Verbindung mit § 34f Abs. 2 Nr. 4, § 34g Abs. 2 Nr. 3 und § 
	 34h Abs. 1 Satz 3 der Gewerbeordnung in der o. g. Fassung sowie § 3 Abs. 9 
	 der Verordnung über die Finanzanlagenvermittlung vom 2. Mai 2012 (BGBl. I 
	 S. 1006), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April 2016 
	 (BGBl. I S. 1046),

•	 für Artikel 4 in Verbindung mit § 34i Abs. 2 Nr. 4 der Gewerbeordnung in der 
	 o. g. Fassung sowie § 3 Abs. 9 der Verordnung über Immobiliardarlehens- 
	 vermittlung vom 28. April 2016 (BGBl. I S. 1046),

•	 für Artikel 5 in Verbindung mit § 14 Abs. 3 der Verordnung über die inner- 
	 staatliche und grenzüberschreitende Beförderung gefährlicher Güter auf 
	 der Straße, mit Eisenbahnen und auf Binnengewässern in der Fassung der 
	 Bekanntmachung vom 30. März 2017 (BGBl. I S.711), zuletzt geändert durch 
	 die Berichtigung vom 20. April 2017 (BGBl. I S. 993),

•	 für Artikel 6 der Verordnung über die Bestellung von Gefahrgutbeauftragten 
	 in Unternehmen (Gefahrgutbeauftragtenverordnung - GbV) vom 25. Februar 
	 2011 (BGBl. I S. 341), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 
	 17. März 2017 (BGBl. I S. 568),

•	 für Artikel 7 in Verbindung mit § 13 Abs. 1 Nr. 3 des Personenbeförderungs- 
	 gesetzes (PBefG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 1990 
	 (BGBl. I S. 1690), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 14 des Gesetzes vom 
	 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) und der §§ 4 bis 6 der Berufszugangsverord- 
	 nung für den Straßenpersonenverkehr (PBZugV) vom 15. Juni 2000 (BGBl. I 
	 S. 851), zuletzt geändert durch Artikel 484 der Verordnung vom 31. August 
	 2015 (BGBl. I S. 1474) sowie in Verbindung mit § 3 Abs. 6 Nr. 1 des Güterkraft- 
	 verkehrsgesetzes (GüKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juni 
	 1998 (BGBl. I S. 1485) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
	 16. Mai 2017 (BGBl. I S. 1214) und §§ 5 bis 7 der Berufszugangsverordnung für 
	 den Güterkraftverkehr (GBZugV) vom 21. Dezember 2011 (BGBl. S. 3120), 
	 zuletzt geändert durch Artikel 7 der Verordnung vom 5. November 2013 
	 (BGBl. I S. 3920),

•	 für Artikel 8 in Verbindung mit Nr. 12.1 der Anlage zur niedersächsischen 
	 Verordnung über Zuständigkeiten auf den Gebieten des Arbeitsschutz-, 
	 Immissionsschutz-, Sprengstoff-, Gentechnik- und Strahlenschutzrechts sowie 
	 in anderen Rechtsgebieten (ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz) vom 27. Oktober 
	 2009, zuletzt geändert am 30. Oktober 2015, mit dem Auftrag zur Abnahme 
	 der Prüfung über den Nachweis der Sachkenntnis im Einzelhandel mit frei- 
	 verkäuflichen Arzneimitteln nach § 9 der Verordnung über den Nachweis der 
	 Sachkenntnis im Einzelhandel mit freiverkäuflichen Arzneimitteln vom 
	 20. Juni 1978 (BGBl. I S. 753), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 
	 vom 6. August 1998 (BGBl. I S. 2044),

folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Prüfungsordnung für die Sachkundeprüfung 
im Bewachungsgewerbe gem. § 34a der Gewerbeordnung

Die Prüfungsordnung für die Sachkundeprüfung im Bewachungsgewerbe gem. § 
34a der Gewerbeordnung vom 6. Februar 2017 wird wie folgt geändert:

1.	 Nach § 9 Absatz 7 Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt:
	 „Der mündliche Prüfungsteil kann innerhalb des Zeitraums nach Satz 2 
	 beliebig oft wiederholt werden.“

2.	 § 14 wird wie folgt gefasst:
	 „Die jeweiligen Prüfungsteile können beliebig oft wiederholt werden.“

3.	 Nach § 15 wird folgender § 16 eingefügt:
	 „§ 16 Aufbewahrungsfristen

	 (1)	 Nach Abschluss der Prüfung ist das Ergebnis der Prüfung fünfzig Jahre 
		  aufzubewahren. Die übrigen Prüfungsunterlagen einschließlich der 
		  Niederschriften nach § 15 sind ein Jahr aufzubewahren.

	 (2)	 Der Ablauf der vorgenannten Fristen wird durch das Einlegen eines 
		  Rechtsmittels gehemmt.

	 (3)	 Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen.“

4.	 Der bisherige § 16 wird zu § 17.
 
5.	 Der bisherige § 17 wird zu § 18.

Artikel 2
Änderung der Satzung für die Sachkundeprüfung
Versicherungsvermittler / Versicherungsberater

Die Satzung für die Sachkundeprüfung Versicherungsvermittler / Versicherungs-
berater der Industrie- und Handelskammer Hannover (IHK) vom 15. Mai 2007, 
zuletzt geändert am 7. Mai 2012, wird wie folgt geändert:

1.	 Die Überschrift der Satzung wird wie folgt gefasst:
	 „Prüfungsordnung für die Sachkundeprüfung zum Geprüften Versicherungs- 
	 fachmann IHK/zur Geprüften Versicherungsfachfrau IHK“

2.	 Die Überschrift von § 1 wird wie folgt gefasst:
	 „§ 1 Sachkundeprüfung Geprüfter Versicherungsfachmann IHK/Geprüfte 
	 Versicherungsfachfrau IHK“

3.	 § 1 wird wie folgt gefasst:
	 „Der Nachweis der Sachkunde gemäß § 34d Abs. 5 GewO kann durch eine 
	 Prüfung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen erbracht werden.“

4.	 Nach § 3 Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt:
	 „(7)	 Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse können nach Anhörung der 
		  betroffenen Person aus wichtigem Grunde abberufen werden.“

5.	 Nach § 5 Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:
	 „(3)	 Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbesondere gegen- 
		  über der IHK, haben die Mitglieder des Prüfungsausschusses und sons- 
		  tige mit der Prüfung befasste Personen über alle Prüfungsvorgänge 
		  Verschwiegenheit gegenüber Dritten zu wahren.“

6.	 § 6 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	 „(2)	 Für Mitglieder des Prüfungsausschusses gilt § 20 Absatz 4 VwVfG 
		  entsprechend.“

Satzung zur Neuregelung von 
Prüfungsordnungen im gewerblichen Bereich 

Vom 7. Mai 2018
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7.	 § 9 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
	 „(2)	 Die Sachkundeprüfung besteht gemäß § 3 Absatz 1 VersVermV aus 
		  einem schriftlichen und einem praktischen Teil. Die schriftliche Prüfung 
		  dauert 160 Minuten. Die praktische Prüfung soll in der Regel 20 Minuten 
		  dauern. Der schriftliche Prüfungsteil kann entweder auf Papier oder in 
		  elektronischer Form durchgeführt werden. Der schriftliche Prüfungsteil 
		  kann im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt werden. Die IHK bestimmt 
		  das Verfahren.“

8.	 § 9 Abs. 8 wird wie folgt gefasst:
	 „(8)	Zur praktischen Prüfung wird nur zugelassen, wer den schriftlichen 
		  Prüfungsteil bestanden hat und sich innerhalb von zwei Jahren, 
		  beginnend ab dem Bestehen des schriftlichen Prüfungsteils, zum prakti- 
		  schen Prüfungsteil anmeldet und diesen ablegt. Die praktische Prüfung 
		  kann innerhalb der zwei Jahre beliebig oft wiederholt werden.“

9.	 Nach § 9 Abs. 8 wird folgender Absatz 9 angefügt:
	 „(9)	Bei der Durchführung der Prüfung sollen die besonderen Verhältnisse 
		  behinderter Menschen berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere 
		  für die Dauer der Prüfung, die Zulassung von Hilfsmitteln und die Inan- 
		  spruchnahme von Hilfeleistungen Dritter wie Gebärdendolmetscher für 
		  hörbehinderte Menschen. Die Art der Behinderung ist mit der Anmel- 
		  dung zur Prüfung nachzuweisen.“

10.	Die Überschrift von § 13 wird wie folgt gefasst:
	 „§ 13 Niederschrift und Aufbewahrungsfristen“

11.	 § 13 wird wie folgt gefasst:
	 „(1)	 Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der die einzelnen 
		  Prüfungsergebnisse, besondere Vorkommnisse oder sonst auffällige 
		  Feststellungen zu entnehmen sind. Sie ist von den Mitgliedern des Prü- 
		  fungsausschusses zu unterzeichnen. 

	 (2) 	 Nach Abschluss der Prüfung ist die Niederschrift mit dem Prüfungs- 
		  ergebnis fünfzig Jahre aufzubewahren. Alle übrigen Prüfungsunterlagen 
		  sind ein Jahr aufzubewahren. 

	 (3)	 Der Ablauf der vorgenannten Fristen wird durch das Einlegen eines 
		  Rechtsmittels gehemmt.

	 (4)	 Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen.“

12.	In § 14 werden die Worte „niedersächsischen Ausführungsgesetz zur Verwal- 
	 tungsgerichtsordnung“ durch die Worte „Niedersächsischen Justizgesetz 
	 (NJG)“ ersetzt.

Artikel 3
Änderung der Satzung für die Sachkundeprüfung

Geprüfter Finanzanlagenfachmann/-frau IHK

Die Satzung für die Sachkundeprüfung Geprüfter Finanzanlagenfachmann/-frau 
IHK der Industrie- und Handelskammer Hannover (IHK) vom 3. September 2012, 
zuletzt geändert am 1. Dezember 2014, wird wie folgt geändert:

1.	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
	 „Prüfungsordnung für die Sachkundeprüfung zum Geprüften Finanzanlagen- 
	 fachmann/zur Geprüften Finanzanlagenfachfrau IHK“

2.	 Die Überschrift von § 1 wird wie folgt gefasst:
	 „§ 1 Sachkundeprüfung Geprüfter Finanzanlagenfachmann/Geprüfte Finanz- 
	 anlagenfachfrau IHK“

3. § 1 wird wie folgt gefasst:
	 „Der Nachweis der Sachkunde gemäß § 34f Abs. 2 Nr. 4 GewO und gemäß 
	 § 34h Abs. 1 Satz 4 GewO in Verbindung mit § 34f Abs. 2 Nr. 4 GewO kann 
	 durch eine Prüfung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen erbracht 
	 werden.“

4.	 § 9 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
	 „(2)	 Die Sachkundeprüfung besteht gemäß § 3 Abs. 1 FinVermV aus einem 
		  schriftlichen und einem praktischen Prüfungsteil. Der schriftliche 
		  Prüfungsteil dauert für die Prüfung aller Kategorien nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 
		  FinVermV in Verbindung mit § 3 Abs. 2 Satz 1 FinVermV (Vollprüfung) 
		  165 Minuten. Der praktische Prüfungsteil soll in der Regel 20 Minuten 
		  dauern. Dem Prüfungsteilnehmer ist eine Vorbereitungszeit zur prakti- 
		  schen Prüfung von 20 Minuten zu gewähren. Der schriftliche Prüfungs- 
		  teil kann entweder auf Papier oder in elektronischer Form durchgeführt 
		  werden. Der schriftliche Prüfungsteil kann im Antwort-Wahl-Verfahren 
		  durchgeführt werden. Die IHK bestimmt das Verfahren.“

5.	 § 9 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:
	 „(4)	 Im schriftlichen Prüfungsteil soll anhand von praxisbezogenen Aufgaben 
		  nachgewiesen werden, dass der Prüfungsteilnehmer die grundlegenden 
		  fachlichen und rechtlichen Kenntnisse erworben hat und diese praktisch 
		  anwenden kann. Gegenstand des schriftlichen Prüfungsteils sind 
		  fachliche Kenntnisse, insbesondere über rechtliche Grundlagen und 
		  steuerliche Behandlungen von:
		  a.)	 Beratung und Vermittlung von Finanzanlagenprodukten, die in § 34f 
			   Abs. 1 Satz 1 GewO genannt sind,
		  b.)	 Investmentvermögen (offene Fonds) (§ 34f Abs. 1 Nr. 1 GewO),
		  c.)	 geschlossene Fonds (§ 34f Abs. 1 Nr. 2 GewO) und
		  d.)	 sonstige Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermö- 
			   gensanlagengesetzes (§ 34f Abs. 1 Nr. 3 GewO).“

6.	 § 9 Abs. 8 wird wie folgt gefasst:
	 „(8)	Zur praktischen Prüfung wird nur zugelassen, wer den schriftlichen 
		  Prüfungsteil bestanden hat und sich innerhalb von zwei Jahren, 
		  beginnend ab dem Bestehen des schriftlichen Prüfungsteils, zum 
		  praktischen Prüfungsteil anmeldet und diesen ablegt. Die praktische 
		  Prüfung kann innerhalb der zwei Jahre beliebig oft wiederholt werden.“

7.	 Nach § 9 Abs. 8 wird folgender Absatz 9 angefügt:
	 „(9)	Bei der Durchführung der Prüfung sollen die besonderen Verhältnisse 
		  behinderter Menschen berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere 
		  für die Dauer der Prüfung, die Zulassung von Hilfsmitteln und die 
		  Inanspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter wie Gebärdendolmetscher 
		  für hörbehinderte Menschen. Die Art der Behinderung ist mit der Anmel- 
		  dung zur Prüfung nachzuweisen.“

8.	 Die Überschrift von § 15 wird wie folgt gefasst:
	 „§ 15 Niederschrift und Aufbewahrungsfristen“

9.	 § 15 wird wie folgt gefasst:
	 „(1)	 Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der die einzelnen 
		  Prüfungsergebnisse, besondere Vorkommnisse oder sonst auffällige 
		  Feststellungen zu entnehmen sind. Sie ist von den Mitgliedern des 
		  Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.

	 (2) 	 Nach Abschluss der Prüfung ist die Niederschrift mit dem Prüfungs- 
		  ergebnis fünfzig Jahre aufzubewahren. Alle übrigen Prüfungsunterlagen 
		  sind ein Jahr aufzubewahren.

	 (3)	 Der Ablauf der vorgenannten Fristen wird durch das Einlegen eines 
		  Rechtsmittels gehemmt.

	 (4)	 Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen.“

10.	In § 16 werden die Worte „niedersächsischen Ausführungsgesetz zur Verwal- 
	 tungsgerichtsordnung“ durch die Worte „Niedersächsischen Justizgesetz 
	 (NJG)“ ersetzt.

Artikel 4
Änderung der Satzung für die Sachkundeprüfung 

Geprüfte/r Fachmann/-frau für
Immobiliardarlehensvermittlung IHK

Die Satzung für die Sachkundeprüfung Geprüfte/r Fachmann/-frau für Immobili-
ardarlehensvermittlung IHK der Industrie- und Handelskammer Hannover (IHK) 
vom 2. Mai 2016 wird wie folgt geändert:

1.	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
	 „Prüfungsordnung für die Sachkundeprüfung zum Geprüften Fachmann/zur 
	 Geprüften Fachfrau für Immobiliardarlehensvermittlung IHK“

2.	 § 4 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
	 „(2)	 Die Anmeldung erfolgt in schriftlicher oder elektronischer Form. 
		  Dabei hat der Prüfungsteilnehmer anzugeben, ob er von dem prakti-
		  schen Prüfungsteil gemäß § 3 Abs. 5 ImmVermV befreit ist. Dies ist 
		  schriftlich durch geeignete Unterlagen nachzuweisen.“

3.	 § 9 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
	 „(2)	 Die Sachkundeprüfung besteht gemäß § 3 Abs. 1 ImmVermV aus einem 
		  schriftlichen und einem praktischen Teil. Die schriftliche Prüfung dauert 
		  150 Minuten. Die praktische Prüfung soll in der Regel 20 Minuten dauern: 
		  Dem Prüfling ist eine Vorbereitungszeit zur praktischen Prüfung von 20 
		  Minuten zu gewähren. Der schriftliche Prüfungsteil kann entweder 
		  auf Papier oder in elektronischer Form durchgeführt werden. Der schrift- 
		  liche Prüfungsteil kann im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt 
		  werden. Die IHK bestimmt das Verfahren.“
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5.	 § 9 Abs. 8 wird wie folgt gefasst:
	 „(8)	Zur praktischen Prüfung wird nur zugelassen, wer den schriftlichen 
		  Prüfungsteil bestanden hat und sich innerhalb von zwei Jahren, 
		  beginnend ab dem Bestehen des schriftlichen Prüfungsteils, zum 
		  praktischen Prüfungsteil anmeldet und diesen ablegt. Die praktische 
		  Prüfung kann innerhalb der zwei Jahre beliebig oft wiederholt werden.“

6.	 Nach § 9 Abs. 8 wird folgender Absatz 9 angefügt:
	 „(9)	Bei der Durchführung der Prüfung sollen die besonderen Verhältnisse 
		  behinderter Menschen berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für 
		  die Dauer der Prüfung, die Zulassung von Hilfsmitteln und die Inan-
		  spruchnahme von Hilfeleistungen Dritter wie Gebärdendolmetscher für
		  hörbehinderte Menschen. Die Art der Behinderung ist mit der Anmel-
		  dung zur Prüfung nachzuweisen.“

7.	 Die Überschrift von § 15 wird wie folgt gefasst:
	 „§ 15 Niederschrift und Aufbewahrungsfristen“

8.	 § 15 wird wie folgt gefasst:
	 „(1)	 Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der die einzelnen 
		  Prüfungsergebnisse, besondere Vorkommnisse oder sonst auffällige 
		  Feststellungen zu entnehmen sind. Sie ist von den Mitgliedern des 
		  Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.

	 (2)	 Nach Abschluss der Prüfung ist die Niederschrift mit dem Prüfungs- 
		  ergebnis fünfzig Jahre aufzubewahren. Alle übrigen Prüfungsunterlagen 
		  sind ein Jahr aufzubewahren.

	 (3)	 Der Ablauf der vorgenannten Fristen wird durch das Einlegen eines 
		  Rechtsmittels gehemmt.

	 (4)	 Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen.“

9. 	 In § 16 werden die Worte „niedersächsischen Ausführungsgesetz zur Verwal-
	 tungsgerichtsordnung“ durch die Worte „Niedersächsischen Justizgesetz
	 (NJG)“ ersetzt.

Artikel 5
Statut betreffend die Ausbildung der 

Gefahrgutfahrer/-innen

INHALTSÜBERSICHT
I. Zuständigkeit
	 § 1	 Zuständigkeit

II. Schulungssystem
	 § 2	 Schulungssystem
	 § 3	 Kurspläne

III. Anerkennung der Schulungen 
	 § 4	 Anerkennungsvoraussetzungen
	 § 5	 Lehrpläne
	 § 6	 Sachlicher und zeitlicher Umfang
	 § 7	 Lehrkräfte
	 § 8	 Schulungsmethoden
	 § 9	 Schulungsstätten und Schulungsmaterial
	 § 10	 Teilnehmerzahl
	 § 11	 Rechtswirkungen der Anerkennung

IV. Durchführung der Schulungen
	 § 12	 Pflichten des Veranstalters
	 § 13	 Befugnisse der IHK

V. Prüfungen
	 § 14	 Prüfungsarten, Prüfungsdauer und Bestehen der Prüfung
	 § 15	 Grundsätze für alle Prüfungen
	 § 16	 Zulassung zur Prüfung
	 § 17	 Rücktritt von der Prüfung
	 § 18	 Ausschluss von der Prüfung
	 § 19	 Niederschrift
	 § 20 Bescheid bei Nichtbestehen
	 § 21	 Wiederholungsprüfung

VI. ADR-Schulungsbescheinigung
	 § 22	Erteilung und Erweiterung
	 § 23	Geltungsdauer
	 § 24	Verlängerung der Geltungsdauer

VII. Schlussvorschriften
	 § 25	Inkrafttreten

I. Zuständigkeit

§ 1 Zuständigkeit
Die Industrie- und Handelskammer Hannover – im folgenden IHK genannt – 
ist zuständig für
	 •	 die Anerkennung und Überwachung von Schulungen, die Veranstalter 
		  in Schulungsstätten im Bezirk der IHK durchführen,
	 •	 die Durchführung von Prüfungen von Personen an von der IHK 
		  anerkannten Schulungen,
	 •	 die Erteilung, Erweiterung und Verlängerung von ADR-Schulungs- 
		  bescheinigungen für erfolgreiche teilnehmende Personen an von der 
		  IHK durchgeführten Prüfungen und
	 •	 die Umschreibung der ADR-Schulungsbescheinigungen des Bundes- 
		  ministeriums der Verteidigung und des Bundesministeriums des Innern.

II. Schulungssystem

§ 2 Schulungssystem
	 (1)	 Erstschulungen können aus folgenden Kursen bestehen:
		  •	 Basiskurs,
		  •	 Aufbaukurs Tank,
		  •	 Aufbaukurs Klasse 1,
		  •	 Aufbaukurs Klasse 7.

	 (2)	 Auffrischungsschulungen bestehen aus einem Kurs für alle schulungs- 
		  pflichtigen Fahrzeugführer/ Fahrzeugführerinnen.

§ 3 Kurspläne
Zur Sicherstellung der Schulungsinhalte erlässt die IHK die DIHK-Kurspläne für 
die Ausbildung der Gefahrgutfahrer/Gefahrgutfahrerinnen als Verwaltungsvor-
schrift. Die Kurspläne beinhalten mindestens die Kenntnisbereiche aus Unterab-
schnitt 8.2.2.3 ADR. Die IHK gibt den Erlass der Verwaltungsvorschrift in ihrem 
Mitteilungsblatt bekannt. Sie stellt den Veranstaltern die Kurspläne als Grundlage 
für die Schulungen zur Verfügung.

III. Anerkennung der Schulungen

§ 4 Anerkennungsvoraussetzungen
	 (1)	 Die Anerkennung wird auf schriftlichen Antrag des Veranstalters erteilt, 
		  wenn die vorgesehenen Schulungen den Anforderungen des ADR und 
		  den §§ 5 bis 10 dieser Satzung entsprechen.

	 (2)	 Der Veranstalter muss in der Lage sein, die Schulungen ordnungsgemäß 
		  durchzuführen. Hierzu hat er auf Verlangen der IHK geeignete Nach- 
		  weise vorzulegen. Insbesondere kann die IHK ein „Führungszeugnis zur 
		  Vorlage bei einer Behörde“, die Auskunft aus dem Gewerbezentral- 
		  register sowie die Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamts 
		  verlangen. Diese Nachweise sollen zum Zeitpunkt der Antragstellung 
		  nicht älter als 3 Monate sein.

§ 5 Lehrpläne
Der Veranstalter hat der IHK Lehrpläne vorzulegen. Die IHK prüft, ob diese den 
Anforderungen der DIHK-Kurspläne gemäß § 3 entsprechen.

§ 6 Sachlicher und zeitlicher Umfang
	 (1)	 Gegenstand der Schulungen sind die Lerninhalte der für die einzelnen 
		  Kurse gemäß § 3 erlassenen DIHK-Kurspläne.

	 (2)	 Der Veranstalter muss nachweisen, dass er seinen Schulungen mindes- 
		  tens folgende Zeitansätze zugrunde legt:
		
		  a)	 Bei Erstschulungen: 
			   •	Basiskurs:	 18 Unterrichtseinheiten Theorie
 					      1 Unterrichtseinheit praktische Übungen;
			   •	Aufbaukurs Tank:	 12 Unterrichtseinheiten Theorie
  					     1 Unterrichtseinheit praktische Übungen;
			   •	Aufbaukurs Klasse 1:	 8 Unterrichtseinheiten;
			   •	Aufbaukurs Klasse 7:	 8 Unterrichtseinheiten;
		
		  b)	 Bei Auffrischungsschulungen:
					     8 Unterrichtseinheiten Theorie
					     4 Unterrichtseinheiten praktische Übungen.

	 (3)	 Eine Unterrichtseinheit beträgt 45 Minuten. Schulungen dürfen nicht 
		  mehr als acht Unterrichtseinheiten pro Tag umfassen. Nach längstens 
		  drei Unterrichtseinheiten ist eine Pause einzulegen.

	 (4)	 Der Unterricht darf grundsätzlich in der Zeit von 08.00 h bis 22.00 h
		  stattfinden.

	 (5)	 Die Durchführung von Schulungen an Sonn- und Feiertagen ist nicht 
		  zulässig.
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§ 7 Lehrkräfte
	 (1)	 Lehrkräfte müssen
		  •	 über allgemeine Kenntnisse der Zusammenhänge der Gefahrgut- 
			   vorschriften verfügen,
		  •	 die zur Vermittlung des Lehrstoffs in ihrem Themensektor not- 
			   wendigen besonderen Kenntnisse haben,
		  •	 zur erwachsenengerechten Vermittlung der erforderlichen 
			   Kenntnisse befähigt sein und
		  •	 eine gültige ADR-Schulungsbescheinigung für alle Klassen (in Tanks 
			   und anders als in Tanks) und einen gültigen Schulungsnachweis für 
			   Gefahrgutbeauftragte (Straßenverkehr) besitzen.

	 (2)	 Der Veranstalter hat der IHK aussagefähige Schulungs- und Tätigkeits- 
		  nachweise vorzulegen. Die IHK soll ein Beurteilungsgespräch führen; sie 
		  kann dazu Sachverständige hinzuziehen.

§ 8 Schulungsmethoden
	 (1)	 Die Schulungen sind in Form von Präsenzunterricht mit praktischen 
		  Schulungsteilen durchzuführen. In die Vermittlung der Kenntnisse 
		  können elektronische Lernmedien unter Anleitung und bei durch- 
		  gehender Anwesenheit einer Lehrkraft gemäß § 7 einbezogen werden. 
		  Die praktischen Schulungsteile sind gemäß Kursplan durchzuführen.

	 (2)	 Die Schulungen sind in deutscher Sprache durchzuführen.

§ 9 Schulungsstätten und Schulungsmaterial
	 (1)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignete Räume und 
		  erforderliche Übungsplätze verfügt. Diese müssen so beschaffen und 
		  gelegen sein, dass die Schulungen sachgerecht, ohne Störung der 
		  öffentlichen Sicherheit und Ordnung und ohne Störung der teilnehmen- 
		  den Personen durchgeführt werden können.

	 (2)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass für jede teilnehmende Person 
		  ein ausreichender Arbeitsplatz vorhanden ist.

	 (3)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass geeignete visuelle Hilfsmittel 
		  vorhanden sind, die in den zu nutzenden Räumen sachgerecht einsetz- 
		  bar sind.

	 (4)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignetes, aktuelles 
		  Schulungsmaterial verfügt. In dieser Hinsicht kommen insbesondere die 
		  einschlägigen Vorschriftenwerke sowie Fachbücher oder Skripten in 
		  Betracht.

	 (5)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignetes technisches 
		  Schulungsmaterial (Kraftfahrzeug, Ladungssicherungsmittel, Mittel zur 
		  Durchführung der Feuerlöschübung etc.) verfügt.

§ 10 Teilnehmerzahl
Je Schulung sind höchstens 25 Personen zulässig. Die IHK kann entsprechend 
der Beschaffenheit der für die Schulung genutzten Räume eine geringere 
Höchstzahl festsetzen.

§ 11 Rechtswirkungen der Anerkennung
	 (1)	 Die schriftlich erteilte Anerkennung berechtigt den Veranstalter, die 
		  in ihr bezeichneten Kurse und deren Kombinationen im Rahmen von 
		  Schulungen durchzuführen.

	 (2)	 Die erstmalige Anerkennung wird längstens auf 3 Jahre befristet, die 
		  erneute Anerkennung auf längstens 5 Jahre.

IV. Durchführung der Schulungen

§ 12 Pflichten des Veranstalters
	 (1)	 Die Schulungen müssen die Gewähr dafür bieten, dass die teilnehmen- 
		  den Personen die vorgeschriebenen Kenntnisse erwerben können. Der 
		  Veranstalter hat bei jeder von ihm durchgeführten Schulung die Vor- 
		  gaben des § 2 zum Schulungssystem und die Anforderungen der 
		  §§ 5 bis 10 einzuhalten.

	 (2)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass dem aktuellen Stand der 
		  Entwicklungen auf dem Gebiet des Straßengefahrguttransports Rech- 
		  nung getragen wird und dass sich die eingesetzten Lehrkräfte 
		  entsprechend der aktuellen Rechtsentwicklung in ihren Schulungs- 
		  bereichen weiterbilden.

	 (3)	 Der Veranstalter hat der IHK spätestens 14 Tage vor Beginn der Schulung  
		  die Termine, den Unterrichtsplan mit der Schulungsstätte (Räume), 
		  den Namen der jeweiligen Lehrkräfte sowie die Teilnehmeranzahl zu 
		  übermitteln.

	 (4)	 Der Veranstalter hat die Identität der der teilnehmenden Personen 
		  mittels amtlichen Lichtbildausweises festzustellen und durch Führung 
		  von Anwesenheitslisten eine jeweils lückenlose Teilnahme zu belegen. 
		  Die Originale der Anwesenheitslisten sind der IHK auszuhändigen.

	 (5)	 Der Veranstalter hat der IHK die Teilnehmerdaten rechtzeitig zu 
		  übermitteln und dafür zu sorgen, dass spätestens am Tag der Prüfung 
		  für jeden Teilnehmer/jede Teilnehmerin ein Lichtbild in Passbildqualität 
		  gemäß Anlage 8 der Verordnung zur Durchführung des Passgesetzes 
		  (Passverordnung – PassV) vom 19. Oktober 2007, zuletzt geändert durch 
		  Artikel 1 der Verordnung vom 15. Februar 2017 (BGBl. I S. 162) vorliegt.

	 (6)	 Will der Veranstalter nach Anerkennung einer Schulung Veränderun- 
		  gen hinsichtlich solcher Umstände vornehmen, die für die Anerkennung 
		  von Bedeutung waren, so hat er vorher die Zustimmung der IHK 
		  einzuholen; dies gilt insbesondere für die eingesetzten Lehrkräfte und 
		  die Schulungsstätten.

§ 13 Befugnisse der IHK
	 (1)	 Um die Erfüllung der Anforderungen nach §§ 4 bis 10 und Pflichten nach 
		  § 12 sicherzustellen, kann die IHK dem Veranstalter Auflagen erteilen, 
		  die mit der Anerkennung verbunden oder aufgrund eines in der Aner- 
		  kennung enthaltenen Vorbehalts nachträglich angeordnet werden.

	 (2)	 Die IHK kann verlangen, dass der Veranstalter seine Schulungen nach 
		  Aufforderung entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften 
		  modifiziert.

	 (3)	 Die IHK ist befugt, die ordnungsgemäße Durchführung der Schulungen 
		  auch durch die Entsendung von Beauftragten zu überprüfen.

	 (4)	 Die Anerkennung kann unbeschadet der Vorschriften des Niedersäch- 
		  sischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (NVwVfG) in Verbindung mit 
		  den Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) über die Rücknahme und den 
		  Widerruf von Verwaltungsakten entzogen werden, wenn der Veranstalter  
		  den in diesem Statut festgelegten Anforderungen nicht genügt oder sie 
		  von vornherein nicht erfüllte oder den Pflichten oder den ihm erteilten 
		  Auflagen zuwiderhandelt.

V. Prüfungen

§ 14 Prüfungsarten, Prüfungsdauer und Bestehen der Prüfung
Die Tabelle enthält die Regelungen zu Prüfungsart, zur Prüfungsdauer, zur 
Anzahl der Prüfungsfragen und zum Bestehen der Prüfung

Prüfungsart Prüfungsdauer 
in Minuten

Anzahl der 
Prüfungsfragen

Mindestanzahl 
der richtig zu 
beantwortenden 
Fragen zum 
Bestehen der 
Prüfung

Basiskurs 45 30 25

Aufbaukurs 
Tank

45 24 20

Aufbaukurs 
Klasse 1

30 15 11

Aufbaukurs 
Klasse 7

30 15 11

Auffrischungs-
schulung

30 15 11

	

§ 15 Grundsätze für alle Prüfungen
	 (1)	 Die IHK setzt Ort und Zeitpunkt der Prüfung fest.

	 (2)	 Die Prüfung wird schriftlich durchgeführt. Die Prüfung kann entweder 
		  auf Papier oder in elektronischer Form durchgeführt werden. Die IHK 
		  bestimmt das Verfahren. Die Durchführung der Prüfung erfolgt gemäß 
		  8.2.2.7 ADR.

	 (3)	 Die Prüfungssprache ist deutsch.

	 (4)	 Die Prüfung ist nicht öffentlich.

	 (5)	 Hilfsmittel sind nicht zugelassen.

59



	 (6)	 Vor Beginn der Prüfung wird die Identität der teilnehmenden Personen 
		  mittels amtlichen Lichtbildausweises festgestellt. Personen, deren 
		  Identität nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann, dürfen an der 
		  Prüfung nicht teilnehmen.

	 (7)	 Vor Beginn der Prüfung werden die zu prüfenden Personen über den 
		  Ablauf der Prüfung belehrt.

	 (8)	 Für die Prüfung werden die Gemeinsamen Fragebogen der Industrie- 
		  und Handelskammern, herausgegeben von der DIHK-Gesellschaft für 
		  berufliche Bildung – Organisation zur Förderung der IHK-Weiterbildung 
		  mbH, verwendet. Die Prüfungsfragen beziehen sich auf die in § 6 Abs. 1 
		  benannten Lerninhalte. Es werden ausschließlich Multiple-Choice-Fragen 
		  gestellt. Jede Frage hat vier Antwortvorschläge, wovon nur eine Anwort- 
		  vorgabe richtig ist.

	 (9)	 Nach Abschluss der Prüfung sind die Schulungs- und Prüfungsunter- 
		  lagen sechs Jahre aufzubewahren.

§ 16 Zulassung zur Prüfung
	 (1)	 Die zu prüfenden Personen werden zur jeweiligen Prüfung nur zugelas- 
		  sen, wenn diese ohne Fehlzeiten an der entsprechenden, von der IHK 
		  anerkannten Schulung, teilgenommen haben.

	 (2)	 Die Zulassung zur Prüfung für einen Aufbaukurs kann nur erfolgen, 
		  wenn die zu prüfende Person die Anforderungen des Abs. 1 erfüllt und 
		  die Prüfung für den Basiskurs bestanden hat bzw. eine gültige ADR- 
		  Schulungsbescheinigung vorlegt.

	 (3)	 Die zu prüfende Person wird zur Auffrischungsprüfung nur zugelassen, 
		  wenn diese die Anforderungen des Abs. 1 erfüllt und eine gültige ADR- 
		  Schulungsbescheinigung vorlegt. 

§ 17 Rücktritt von der Prüfung
	 (1)	 Tritt die zu prüfende Person vor Beginn der Prüfung zurück, gilt die 
		  Prüfung als nicht abgelegt. Das gleiche gilt, wenn eine Person zu einer 
		  Prüfung nicht erscheint.

	 (2)	 Tritt eine Person im Verlauf der Prüfung zurück, so gilt diese grund- 
		  sätzlich als nicht bestanden. Der Rücktritt ist unverzüglich, unter Mit- 
		  teilung der Rücktrittsgründe, zu erklären.

	 (3)	 Tritt eine Person aus einem wichtigen Grund zurück, entscheidet die 
		  IHK über das Vorliegen eines solchen Grundes. Macht die Person als 
		  wichtigen Grund geltend, dass sie wegen Krankheit die Prüfung nach 
		  Beginn abbrechen musste, so hat sie dies unverzüglich durch Vorlage 
		  eines ärztlichen Attests, das nicht später als am Prüfungstag ausgestellt 
		  wurde, nachzuweisen. Die IHK hat das Recht, in begründeten Einzelfällen 
		  ein amtsärztliches Zeugnis eines Gesundheitsamtes mit Aussagen 
		  zur Prüfungsfähigkeit einzufordern, damit entschieden werden kann, 
		  ob ein wichtiger Grund vorliegt. Liegt ein wichtiger Grund vor, gilt die 
		  Prüfung als nicht abgelegt.

§ 18 Ausschluss von der Prüfung
Unternimmt eine Person eine Täuschungshandlungen oder stört sie den Prü-
fungsablauf erheblich, kann diese von der weiteren Teilnahme an der Prüfung 
ausgeschlossen werden. Über den Ausschluss entscheidet die IHK. Bei Aus-
schluss gilt die Prüfung als nicht bestanden.

§ 19 Niederschrift
Für jeden Prüfungstermin ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese enthält 
folgende Angaben:
	 •	 Art der Prüfung
	 •	 Teilnehmeranzahl
	 •	 Ort, Datum, Beginn und Ende der Prüfung
	 •	 Name der aufsichtführenden Person
	 •	 Feststellung der Identität der teilnehmenden Personen
	 •	 Name und Unterschrift des Prüfers/der Prüferin
	 •	 Erklärung über die erfolgte Belehrung der teilnehmenden Personen über 
		  den Ablauf der Prüfung.

§ 20 Bescheid bei Nichtbestehen
Bei nicht bestandener Prüfung erhält die geprüfte Person einen schriftlichen 
Bescheid der IHK. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen.

§ 21 Wiederholungsprüfung
Die IHK lässt bei nicht bestandener Prüfung auf schriftlichen Antrag nach einer 
angemessenen Frist eine einmalige Wiederholung der Prüfung im Bezirk der IHK 
ohne nochmalige Schulung zu. Der schriftliche Antrag ist auch in elektronischer 
Form möglich.

VI. ADR-Schulungsbescheinigung

§ 22 Erteilung und Erweiterung
	 (1)	 Die IHK erteilt eine ADR-Schulungsbescheinigung, wenn die Zulassungs- 
		  voraussetzungen gemäß § 16 Abs. 1 erfüllt sind und die entsprechende 
		  Prüfung unter Einhaltung der Vorgaben der §§ 14 und 15 bestanden 
		  wurde.

	 (2)	 Die IHK erweitert die ADR-Schulungsbescheinigung, wenn die Zulas- 
		  sungsvoraussetzungen gemäß § 16 Abs. 2 erfüllt sind und die ent- 
		  sprechende Prüfung unter Einhaltung der Vorgaben der §§ 14 und 15 
		  bestanden wurde.

	 (3)	 Die IHK schreibt die ADR-Schulungsbescheinigung gemäß § 1 um.

§ 23 Geltungsdauer
Für die Geltungsdauer der ADR-Schulungsbescheinigung ist das Datum der 
Prüfung „Basiskurs“ maßgebend.

§ 24 Verlängerung der Geltungsdauer
	 (1)	 Die IHK verlängert die ADR-Schulungsbescheinigung, wenn der Inhaber/ 
		  die Inhaberin die Voraussetzungen gemäß § 16 Abs. 3 erfüllt. Hat der 
		  Inhaber/die Inhaberin innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten vor 
		  Ablauf der Geltungsdauer der ADR-Schulungsbescheinigung oder nach  
		  Ablauf (aufgrund einer Ausnahmegenehmigung) eine von der IHK aner- 
		  kannte Auffrischungsschulung besucht sowie die entsprechende Prüfung  
		  unter Einhaltung der Vorgaben der §§ 14 und 15 bestanden, ist die ADR- 
		  Schulungsbescheinigung ab Ablauf ihrer Gültigkeit zu verlängern. 
		  Ansonsten ist das Datum der Prüfung „Auffrischungsschulung“ 
		  maßgebend.

	 (2)	 Die ADR-Schulungsbescheinigung darf auch verlängert werden, wenn 
		  statt der Auffrischungsschulung und der Auffrischungsprüfung eine von 
		  der IHK anerkannte Erstschulung besucht und die entsprechende 
		  Prüfung/entsprechenden Prüfungen bestanden wurde/n. § 16 Abs. 
		  1 und 2 sind anzuwenden. Hinsichtlich des Verlängerungsdatums gilt 
		  Abs. 1 entsprechend.

Artikel 6
Statut betreffend die Schulung, die Prüfung und

die Erteilung des Schulungsnachweises für 
Gefahrgutbeauftragte
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	 § 25 Geltungsdauer 
	 § 26 Verlängerung der Geltungsdauer

VII. Schlussvorschriften
	 § 27 Inkrafttreten

I. Zuständigkeit

§ 1 Zuständigkeit
Die Industrie- und Handelskammer Hannover – im folgenden IHK genannt – ist 
zuständig für:
	 •	 die Anerkennung von Lehrgängen und die Überwachung von Schulun- 
		  gen, die Veranstalter in Schulungsstätten im Bezirk der IHK durchführen,
	 •	 die Durchführung von Prüfungen,
	 •	 die Erteilung, Erweiterung und Verlängerung von Schulungsnachweisen,
	 •	 die Umschreibung von Schulungsnachweisen gemäß § 7 Abs. 3 GbV,
	 •	 die Erteilung von Ausnahmen gemäß § 5 Abs. 3 und § 6 Abs. 3 GbV.

II. Schulungssystem

§ 2 Schulungssystem
Die Schulungen werden nach Verkehrsträgern unterteilt. Schulungen können
einzeln oder kombiniert durchgeführt werden für:
	 •	 den Straßenverkehr
	 •	 den Eisenbahnverkehr
	 •	 den Binnenschiffsverkehr
	 •	 den Seeschiffsverkehr.

III. Anerkennung der Schulungen

§ 3 Anerkennungsvoraussetzungen
	 (1)	 Die Anerkennung wird auf schriftlichen Antrag des Veranstalters erteilt, 
		  wenn die vorgesehenen Schulungen den Anforderungen der GbV und 
		  den §§ 4 bis 9 dieses Statuts entsprechen.

	 (2)	 Der Veranstalter muss in der Lage sein, die Schulungen ordnungsgemäß 
		  durchzuführen. Hierzu hat er auf Verlangen der IHK geeignete Nach- 
		  weise vorzulegen. Insbesondere kann die IHK die Vorlage des polizei- 
		  lichen Führungszeugnisses, die Auskunft aus dem Gewerbezentral- 
		  register sowie die Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamts 
		  verlangen. Diese Nachweise dürfen zum Zeitpunkt der Antragstellung 
		  nicht älter als 3 Monate sein.

§ 4 Lehrpläne
Der Veranstalter hat der IHK Lehrpläne vorzulegen. Die Lehrpläne müssen die 
Sachgebiete, die sich aus den Unterabschnitten 1.8.3.3 und 1.8.3.11 ADR/RID/ADN 
sowie aus § 8 GbV i. V. m. § 5 Abs. 1 ergeben und die geplanten Zeitansätze für 
die jeweiligen Sachgebiete enthalten. Dies gilt analog für den Seeschiffsverkehr.

§ 5 Sachlicher und zeitlicher Umfang
	 (1)	 Gegenstand der Schulung des ersten Verkehrsträgers müssen insbeson- 
		  dere folgende Sachgebiete sein:
		  •	 Nationale Rechtsvorschriften (insbesondere GbV, GGBefG, GGVSEB, 
			   GGVSee, GGAV, StVO, WHG)
		  •	 Klassifizierung
		  •	 Anforderungen an Verpackungen, Großpackmittel, Großverpackungen
		  •	 Kennzeichnung, Bezettelung von Versandstücken.

	 (2)	 Gegenstand der Schulung des ersten Verkehrsträgers und jedes weiteren  
		  Verkehrsträgers müssen insbesondere folgende Sachgebiete sein:
		  •	 Aufbau und Systematik der besonderen Rechtsvorschriften für den 
			   Gefahrguttransport
		  •	 Verantwortliche und Verantwortlichkeiten der am Transport gefährli- 
			   cher Güter beteiligten Personen
		  •	 Besonderheiten der Klassifizierung (freigestellte Güter und (bedingt) 
 			   freigestellte Beförderungen)
		  •	 Dokumentation (Inhalt und Verwendung der Begleitpapiere)
		  •	 Anforderungen zur Beförderung an Fahrzeuge, Container, Tanks 
			   (insbesondere Zulassung, Prüfung und Kodierung)
	 	 •	 Besonderheiten bei Kennzeichnung, Bezettelung und orangefarbenen  
			   Tafeln
		  •	 Durchführung der Beförderung (insbesondere Versandarten, 
			   Versandbeschränkungen, Verpacken, Befüllen, Beladen, Entladen, 
			   Ladungssicherung, Sicherheitsanforderungen und Beförderungs- 
			   ausrüstung).

	 (3)	 Der Veranstalter hat seinen Schulungen mindestens folgende Zeit- 
		  ansätze zugrunde zu legen:
		  •	 22 Stunden und 30 Minuten für den ersten Verkehrsträger 
			   (30 Unterrichtseinheiten [UE]),
		  •	 7 Stunden und 30 Minuten für jeden weiteren Verkehrsträger (10 UE).

	 (4)	 Eine UE beträgt 45 Minuten. Schulungen dürfen nicht mehr als 7 
		  Stunden und 30 Minuten (10 UE) pro Tag umfassen. Nach längstens 
		  3 UE ist eine Pause einzulegen.

	 (5)	 Der Unterricht darf grundsätzlich in der Zeit von 08.00 Uhr 
		  bis 22.00 Uhr stattfinden.

	 (6)	 Die Durchführung von Schulungen an Sonn- und Feiertagen ist 
		  nicht zulässig.

§ 6 Lehrkräfte
	 (1) Lehrkräfte müssen
		  •	 über allgemeine Kenntnisse der Zusammenhänge der Gefahrgut- 
			   vorschriften verfügen,
		  •	 die zur Vermittlung des Lehrstoffs in ihrem Sachgebiet notwendigen 
			   besonderen Kenntnisse haben,
		  •	 zur erwachsenengerechten Vermittlung der erforderlichen 
			   Kenntnisse befähigt sein, und
		  •	 einen gültigen Gb-Schulungsnachweis für den/die zu schulenden 
			   Verkehrsträger besitzen.

	 (2)	 Der Veranstalter hat der IHK aussagefähige Schulungs- und Tätigkeits- 
		  nachweise vorzulegen. Die IHK soll ein Beurteilungsgespräch führen; 
		  sie kann dazu Sachverständige hinzuziehen.

§ 7 Schulungsmethoden
	 (1)	 Die Schulungen sind in Form von Präsenzunterricht durchzuführen. 
		  In die Vermittlung der Kenntnisse können elektronische Lernmedien 
		  unter Anleitung und bei durchgehender Anwesenheit einer Lehrkraft 
		  gemäß § 6 einbezogen werden.

	 (2)	 Die Schulungen sind in deutscher Sprache durchzuführen.

	 (3)	 Die Durchführung von Schulungen in englischer Sprache bedarf der 
		  besonderen Anerkennung, die die IHK nur erteilt, wenn die Vorgaben 
		  des § 5 Abs. 3 GbV erfüllt sind. Alle der IHK in Verbindung mit dem 
		  Anerkennungsverfahren und den Schulungen anfallenden Kosten trägt 
		  der Veranstalter.

§ 8 Schulungsstätten und Schulungsmaterial
	 (1)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignete Räume 
		  verfügt. Diese müssen so beschaffen und gelegen sein, dass die Schu- 
		  lungen sachgerecht, ohne Störung der öffentlichen Sicherheit und 
		  Ordnung und ohne Störung der zu schulenden Personen durchgeführt 
		  werden können.

	 (2)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass für jede zu schulende Person 
		  ein ausreichender Arbeitsplatz vorhanden ist.

	 (3)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass geeignete visuelle Hilfsmittel 
		  vorhanden sind, die in den zu nutzenden Räumen sachgerecht einsetz- 
		  bar sind.

	 (4)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignetes, aktuelles 
		  Schulungsmaterial und die einschlägigen Vorschriftenwerke verfügt.

§ 9 Teilnehmerzahl
Je Schulung sind höchstens 25 Personen zulässig. Die IHK kann entsprechend 
der Beschaffenheit der für die Schulung genutzten Räume eine geringere 
Höchstzahl festsetzen.

§ 10 Rechtswirkungen der Anerkennung
	 (1)	 Die schriftlich erteilte Anerkennung berechtigt den Veranstalter, 
		  die in ihr bezeichneten Schulungen gemäß § 2 und deren Kombinationen  
		  durchzuführen.

	 (2)	 Die erstmalige Anerkennung wird auf längstens 3 Jahre befristet, die 
		  erneute Anerkennung auf längstens 5 Jahre.

IV. Durchführung der Schulungen

§ 11 Pflichten des Veranstalters
	 (1)	 Die Schulungen müssen die Gewähr dafür bieten, dass die teilneh- 
		  menden Personen die vorgeschriebenen Kenntnisse erwerben können. 
		  Der Veranstalter hat sich bei jeder von ihm durchgeführten Schulung 
		  nach dem in § 2 beschriebenen Schulungssystem zu richten und die 
		  Anforderungen der §§ 4 bis 9 einzuhalten.

	 (2)	 Der Veranstalter hat dafür zu sorgen, dass jede teilnehmende Person 
		  in der Schulung über aktuelle einschlägige Vorschriften verfügt.
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	 (3)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass dem aktuellen Stand der 
		  Entwicklung auf dem Gebiet des Gefahrguttransportrechts Rechnung 
		  getragen wird und dass sich die eingesetzten Lehrkräfte entsprechend 
		  der aktuellen Rechtsentwicklung in ihren Schulungsbereichen 
		  weiterbilden.

	 (4)	 Der Veranstalter hat der IHK spätestens 14 Tage vor Beginn der Schulung 
		  die Termine, den Unterrichtsplan mit der Schulungsstätte (Räume), den 
		  Namen der jeweiligen Lehrkräfte sowie die Teilnehmeranzahl zu 
		  übermitteln.

	 (5)	 Der Veranstalter hat die Identität für jede an der Schulung teilnehmende 
		  Person mittels amtlichen Lichtbildausweises festzustellen und durch 
		  Führung von Anwesenheitslisten eine jeweils lückenlose Teilnahme zu 
		  belegen. Die Anwesenheitslisten sind der IHK nach Beendigung der 
		  Schulung zuzusenden.

	 (6)	 Der Veranstalter hat für jede an der Schulung teilnehmende Person, 
		  die ohne Fehlzeiten an einer Schulung von Gefahrgutbeauftragten im 
		  Rahmen einer anerkannten Schulung teilgenommen hat, eine Teilnahme- 
		  bescheinigung, die den Vorgaben der IHK entspricht, auszustellen.

	 (7)	 Will der Veranstalter nach Anerkennung einer Schulung Veränderungen 
		  hinsichtlich solcher Umstände vornehmen, die für die Anerkennung von 
		  Bedeutung waren, so hat er vorher die Zustimmung der IHK einzuholen; 
		  dies gilt insbesondere für die eingesetzten Lehrkräfte und die 
		  Schulungsstätten.

§ 12 Befugnisse der IHK
	 (1)	 Um die Erfüllung der Anforderungen nach den §§ 4 bis 9 und Pflichten 
		  nach § 11 sicherzustellen, kann die IHK dem Veranstalter Auflagen 
		  erteilen, die mit der Anerkennung verbunden oder aufgrund eines in der 
		  Anerkennung enthaltenen Vorbehalts nachträglich angeordnet werden.

	 (2)	 Die IHK kann verlangen, dass der Veranstalter seine Schulungen nach 
		  Aufforderung entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften 
		  modifiziert.

	 (3)	 Die IHK ist befugt, die Durchführung der Schulungen – auch durch die 
		  Entsendung von Beauftragten – zu überprüfen.

	 (4)	 Die Anerkennung kann unbeschadet der Vorschriften des Niedersäch- 
		  sischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (NVwVfG) in Verbindung mit 
		  dem Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) über die Rücknahme und 
		  den Widerruf von Verwaltungsakten entzogen werden, wenn der Veran- 
		  stalter den in diesem Statut festgelegten Anforderungen nicht genügt 
		  oder sie von vornherein nicht erfüllte oder den Pflichten oder den ihm 
		  erteilten Auflagen zuwiderhandelt.

V. Prüfungen

§ 13 Prüfungsarten
Prüfungen nach GbV sind 

	 1.	 die Grundprüfung nach einer Schulung, die mindestens 22 Stunden und 
		  30 Minuten (30 UE) umfasste,

	 2.	 die Ergänzungsprüfung nach einer Schulung, die mindestens 7 Stunden 
		  und 30 Minuten (10 UE) umfasste, 

	 3.	 die Verlängerungsprüfung.

§ 14 Vorbereitung der Prüfung
	 (1)	 Die IHK setzt Ort und Zeitpunkt der Prüfung fest.

	 (2)	 Die Anmeldung zur Prüfung soll schriftlich unter Angabe der Prüfungs- 
		  art und unter Beachtung der Anmeldefrist auf einem Formular der IHK 
		  erfolgen. Die schriftliche Anmeldung kann auch in elektronischer Form 
		  erfolgen.

	 (3)	 Die IHK soll die zu prüfende Person rechtzeitig vor dem jeweiligen 
		  Prüfungstermin schriftlich zur Prüfung einladen. Die schriftliche 
		  Einladung kann auch in elektronischer Form erfolgen. Die Einladung gibt 
		  den zu prüfenden Personen 
		  •	 den Ort und den Zeitpunkt der Prüfung,
		  •	 die Art der Prüfung,
		  •	 die Prüfungsdauer,
		  •	 die Bedingungen für das Bestehen der Prüfung,
		  •	 die nach § 15 Abs. 8 zugelassenen Hilfsmittel,
		  •	 sowie die in §§ 20 und 21 getroffenen Regelungen über Rücktritt 
			   und Ausschluss von der Prüfung bekannt.

§ 15 Grundsätze für alle Prüfungen
	 (1)	 Die Prüfungssprache ist deutsch.

	 (2)	 Die Durchführung von Grundprüfungen und Ergänzungsprüfungen in 
		  englischer Sprache ist nur unter den Bedingungen des § 6 Abs. 3 GbV 
		  möglich. Die Übersetzung der Prüfungsunterlagen erfolgt ausschließlich 
		  durch die das Copyright haltende DIHK-Gesellschaft für berufliche Bil- 
		  dung – Organisation zur Förderung der IHK-Weiterbildung mbH auf 
		  Anforderung der jeweiligen IHK.

	 (3)	 Die Prüfung wird schriftlich durchgeführt. Die Prüfung kann entweder 
		  auf Papier oder in elektronischer Form durchgeführt werden. Die IHK 
		  bestimmt das Verfahren. Die Durchführung der Prüfung erfolgt gemäß 
		  1.8.3.12.2 und 1.8.3.12.5 ADR/RID/ADN. Dies gilt analog für den See- 
		  schiffsverkehr.

	 (4)	 Die Prüfung ist nicht öffentlich.

	 (5)	 Vor Beginn der Prüfung wird die Identität von jeder zu prüfenden 
		  Person mittels eines amtlichen Lichtbildausweises festgestellt. Personen, 
		  deren Identität nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann, dürfen an der 
		  Prüfung nicht teilnehmen.

	 (6)	 Vor Beginn der Prüfung werden den zu prüfenden Personen der Ablauf 
		  der Prüfung sowie der Prüfer/die Prüferin bekannt gegeben.

	 (7)	 Die zu prüfenden Personen sind nach Bekanntgabe des Prüfers/der 
		  Prüferin zu befragen, ob sie von ihrem Recht zur Ablehnung eines 
		  Prüfers/einer Prüferin wegen Besorgnis der Befangenheit Gebrauch 
		  machen wollen. Über einen Ablehnungsantrag entscheidet die IHK.

	 (8)	 Als Hilfsmittel sind ausschließlich die einschlägigen Vorschriftentexte 
		  in schriftlicher Form und ein netzunabhängiger, nicht kommunikations- 
		  fähiger Taschenrechner zugelassen.

	 (9)	 Für die Prüfung werden die Gemeinsamen Fragebögen der Industrie- 
		  und Handelskammern, herausgegeben von der DIHK-Gesellschaft für 
		  berufliche Bildung – Organisation zur Förderung der IHK-Weiterbildung 
		  mbH, verwendet. Die Fragen und Fallstudien berücksichtigen die in 
		  § 5 Abs. 1 genannten Sachgebiete.

	 (10)	 Die Vervielfältigung, Verbreitung oder Veröffentlichung der Gemeinsa- 
		  men Fragebögen der Industrie- und Handelskammern für Prüfungen
		  nach der GbV oder von Teilen dieser Fragebögen außerhalb der unmittel- 
		  baren Prüfungsabwicklung ist untersagt.

	 (11)	 Bei den Fragen mit direkter Antwort sind je nach Schwierigkeitsgrad 
		  1, 2, 3 oder 4 Punkte erreichbar. Bei jeder Fallstudie sind insgesamt 
		  10 Punkte erreichbar.

	 (12)	 Bei Multiple-Choice-Fragen ist ein Punkt erreichbar. Die Fragen enthalten 
		  vier Antwortvorschläge, wovon nur eine Antwortvorgabe richtig ist.

	 (13)	 Die Bewertung der Prüfungsleistung ist außer bei Multiple-Choice-Fragen  
		  in halben und ganzen Punkten zulässig.

	 (14)	 Nach Abschluss der Prüfung sind die Prüfungsbögen ein Jahr aufzube- 
		  wahren. Die übrigen Prüfungsunterlagen sind sechs Jahre aufzu- 
		  bewahren.
 
§ 16 Zulassung zur Prüfung
	 (1)	 Die zu prüfende Person wird zur Grundprüfung nur zugelassen, wenn 
		  diese das Original einer vom Veranstalter ausgestellten Teilnahme- 
		  bescheinigung gemäß § 11 Abs. 6 über die Teilnahme an einer Schulung, 
		  für die die Prüfung abgenommen werden soll, vorlegt.

	 (2)	 Die zu prüfende Person wird zur Ergänzungsprüfung nur zugelassen, 
		  wenn diese einen gültigen Schulungsnachweis gemäß § 4 oder § 7 
		  Abs. 3 GbV i. V. m. 1.8.3.7 ADR/RID/ADN (gilt analog für den Seeschiffs- 
		  verkehr) und das Original einer vom Veranstalter ausgestellten Teilnah- 
		  mebescheinigung gemäß § 11 Abs. 6 über die Teilnahme an einer 
		  Schulung, für die die Prüfung abgenommen werden soll, vorlegt.

	 (3)	 Die zur prüfende Person wird zur Verlängerungsprüfung nur zugelassen, 
		  wenn diese einen gültigen Schulungsnachweis gemäß § 4 oder § 7 
		  Abs. 3 GbV i. V. m. 1.8.3.7 ADR/RID/ADN (gilt analog für den Seeschiffs- 
		  verkehr) für die die Prüfung abgenommen werden soll, vorlegt und der 
		  Prüfungstermin innerhalb der Geltungsdauer des Schulungsnachweises 
		  liegt.

	 (4)	 Wurde die Zulassung zur Prüfung aufgrund gefälschter Unterlagen oder 
		  falscher Angaben ausgesprochen, wird sie von der IHK widerrufen.
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§ 17 Grundprüfung
	 (1)	 Die Prüfungsfragebogen für die Grundprüfung enthalten Fragen mit 
		  direkter Antwort, Multiple-Choice-Fragen und miteinander verknüpfte 
		  Fragen nach einer Aufgabenbeschreibung (Fallstudie). 

	 (2)	 Die Tabelle enthält die Regelungen zur Prüfungsdauer, zum Bestehen der 
		   Prüfung, zur maximal erreichbaren Punktzahl und zur Verteilung der 
		  Punkte.

Anzahl der
Verkehrs- 
träger

Prüfungs-
dauer
in Minuten

Maximal
erreich-
bare 
Punktzahl

Mindest-
punktzahl 
zum
Bestehen 
der 
Prüfung

Verteilung der 
Punkte

1 100 60 30 50 Punkte für 
Fragen (davon 
max.13 Punkte für 
Multiple-Choice- 
Fragen), 
10 Punkte für die 
Fallstudie

2 150 90 45 70 Punkte für 
Fragen (davon max. 
18 Punkte für Multi-
ple-Choice-Fragen), 
20 Punkte für zwei 
Fallstudien

3 200 120 60 90 Punkte für 
Fragen (davon max. 
23 Punkte für 
Multiple-Choice- 
Fragen), 
30 Punkte für drei 
Fallstudien 

4 250 150 75 110 Punkte für 
Fragen (davon 
max. 28 Punkte für 
Multiple-Choice- 
Fragen), 
40 Punkte für vier 
Fallstudien

	 (3)	 Nach der Grundprüfung vermerkt die IHK auf der Teilnahmebeschei- 
		  nigung gemäß § 11 Abs. 6 die Teilnahme an der Prüfung und händigt 
		  sie der geprüften Person aus.

	 (4)	 Die Grundprüfung darf einmal ohne nochmalige Schulung wiederholt 
		  werden.

§ 18 Ergänzungsprüfung
	 (1)	 Die Tabelle enthält die Regelungen zur Prüfungsdauer, zum Bestehen 
		  der Prüfung, zur maximal erreichbaren Punktzahl und zur Verteilung 
		  der Punkte.

Anzahl der
Verkehrs- 
träger

Prüfungs-
dauer
in Minuten

Maximal
erreich-
bare 
Punktzahl

Mindest-
punktzahl 
zum
Bestehen 
der 
Prüfung

Verteilung der 
Punkte

1 50 30 15 20 Punkte für 
Fragen (davon 
max. 5 Punkte für 
Multiple-Choice- 
Fragen), 
10 Punkte für die 
Fallstudie

2 100 60 30 40 Punkte für 
Fragen (davon max. 
10 Punkte für Multi-
ple-Choice-Fragen), 
20 Punkte für zwei 
Fallstudien

3 150 90 45 60 Punkte für 
Fragen (davon max. 
15 Punkte für 
Multiple-Choice- 
Fragen), 
30 Punkte für drei 
Fallstudien 

	 (2)	 § 17 Abs. 1, 3 und 4 gelten entsprechend.

§ 19 Verlängerungsprüfung
	 (1)	 Die Prüfungsfragebogen für die Verlängerungsprüfung enthalten Fragen 
		  mit direkter Antwort und Multiple-Choice-Fragen.

	 (2)	 Die Tabelle enthält die Regelungen zur Prüfungsdauer, zum Bestehen 
		  der Prüfung, zur maximal erreichbaren Punktzahl und zur Verteilung der 
		  Punkte.

Anzahl der
Verkehrs- 
träger

Prüfungs-
dauer
in Minuten

Maximal
erreich-
bare 
Punktzahl

Mindest-
punktzahl 
zum
Bestehen 
der 
Prüfung

Verteilung der 
Punkte

1 50 30 15 30 Punkte für 
Fragen (davon 
max. 7 Punkte für 
Multiple-Choice- 
Fragen)

2 75 45 22,5 45 Punkte für 
Fragen (davon max. 
10 Punkte für Multi-
ple-Choice-Fragen)

3 100 60 30 60 Punkte für 
Fragen (davon max. 
13 Punkte für 
Multiple-Choice- 
Fragen)

4 125 75 37,5 75 Punkte für 
Fragen (davon 
max. 16 Punkte für 
Multiple-Choice- 
Fragen)

	
	 (3)	 Die Verlängerungsprüfung darf unbegrenzt wiederholt werden. Die 
		  Prüfung muss innerhalb der Geltungsdauer des Schulungsnachweises 
		  abgelegt werden.

§ 20 Rücktritt von der Prüfung
	 (1)	 Tritt eine zu prüfende Person vor Beginn der Prüfung zurück, gilt die 
		  Prüfung als nicht abgelegt. Das gleiche gilt, wenn eine Person zu einer 
		  Prüfung nicht erscheint. 

	 (2)	 Tritt eine Person im Verlauf der Prüfung zurück, so gilt diese grund- 
		  sätzlich als nicht bestanden. Der Rücktritt ist unverzüglich, unter Mittei- 
		  lung der Rücktrittsgründe, zu erklären.

	 (3)	 Tritt eine Person aus einem wichtigen Grund zurück, entscheidet die IHK 
		  über das Vorliegen eines solchen Grundes. Macht die Person als wich- 
		  tigen Grund geltend, dass sie wegen Krankheit die Prüfung nach Beginn 
		  abbrechen musste, so hat die Person dies durch Vorlage eines ärztlichen 
		  Attests, das nicht später als am Prüfungstag ausgestellt wurde, nach- 
		  zuweisen. Die IHK hat das Recht, in begründeten Einzelfällen ein amt- 
		  särztliches Zeugnis eines Gesundheitsamtes mit Aussagen zur Prüfungs- 
		  fähigkeit einzufordern, damit entschieden werden kann, ob ein wichtiger 
		  Grund vorliegt. Liegt ein wichtiger Grund vor, gilt die Prüfung als nicht 
		  abgelegt.

§ 21 Ausschluss von der Prüfung
Unternimmt eine Person eine Täuschungshandlungen oder stört sie den Prü-
fungsablauf erheblich, kann diese von der weiteren Teilnahme an der Prüfung 
ausgeschlossen werden. Über den Ausschluss entscheidet die IHK. Bei Aus-
schluss gilt die Prüfung als nicht bestanden.
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§ 22 Niederschrift
Für jede zu prüfende Person ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese enthält 
folgende Angaben:
	 •	 Name, Vorname(n), ggf. Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, 
		  Geburtsland, Nationalität sowie Anschrift der zu prüfenden Person,
	 •	 Ort, Datum, Beginn und Ende der Prüfung,
	 •	 Name der aufsichtführenden Person,
	 •	 Art und Bestandteile der Prüfung,
	 •	 Feststellung der Identität der zu prüfenden Person sowie die Erklärung 
		  ihrer Prüfungsfähigkeit,
	 •	 die Belehrung der zu prüfenden Person über ihr Recht, Prüfer/Prüfer- 
		  innen wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen,
	 •	 Bewertung der erbrachten Prüfungsleistung,
	 •	 Prüfungsergebnis, Erklärung über das Bestehen oder Nichtbestehen 
		  der Prüfung,
	 •	 Name und Unterschrift des Prüfers/der Prüferin.

§ 23 Bescheid bei Nichtbestehen der Prüfung
Bei nicht bestandener Prüfung erhält die geprüfte Person einen schriftlichen 
Bescheid der IHK. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen.

VI. Schulungsnachweis

§ 24 Voraussetzungen für die Erteilung und Erweiterung 
	 (1)	 Die IHK erteilt den Schulungsnachweis, wenn die Zulassungsvoraus- 
		  setzungen gemäß § 16 Abs. 1 erfüllt sind und die entsprechende Prüfung 
		  unter Einhaltung der Vorgaben der §§ 15 und 17 bestanden wurde.

	 (2)	 Die IHK erweitert den Schulungsnachweis, wenn die Zulassungsvoraus- 
		  setzungen gemäß § 16 Abs. 2 erfüllt sind und die entsprechende Prüfung 
		  unter Einhaltung der Vorgaben der §§ 15 und 18 bestanden wurde.

	 (3)	 Schulungsnachweise nach § 7 Abs. 3 Gefahrgutbeauftragtenverordnung 
		  – GbV werden auf Antrag von der IHK in einen (regulären) Schulungs- 
		  nachweis nach § 4 GbV umgeschrieben.

§ 25 Geltungsdauer
Der Schulungsnachweis wird für fünf Jahre, beginnend mit dem Tag der bestan-
denen Grundprüfung erteilt. Bei Erweiterung des Schulungsnachweises ändert 
sich die Geltungsdauer des Schulungsnachweises nicht.

§ 26 Verlängerung der Geltungsdauer
Die IHK verlängert den Schulungsnachweis für den/die darin bescheinigten 
Verkehrsträger, wenn der Inhaber/die Inhaberin die Zulassungsvoraussetzung 
nach § 16 Abs. 3 erfüllt und die entsprechende Prüfung unter Einhaltung der §§ 
15 und 19 bestanden wurde. Hat die teilnehmende Person innerhalb der letzten 
zwölf Monate vor Ablauf der Geltungsdauer des Schulungsnachweises die 
Verlängerungsprüfung bestanden, wird der Schulungsnachweis um fünf Jahre 
ab Ablauf seiner Geltungsdauer verlängert. Hat die teilnehmende Person mehr 
als zwölf Monate vor Ablauf der Geltungsdauer des Schulungsnachweises die 
Verlängerungsprüfung bestanden, so ist für die Verlängerung des Schulungs-
nachweises dieses Prüfungsdatum maßgebend.

Artikel 7
Prüfungsordnung

für Fachkundeprüfungen für den Straßenpersonen- 
und Güterkraftverkehr

INHALTSÜBERSICHT
§ 1 	 Sachliche Zuständigkeit
§ 2 	 Örtliche Zuständigkeit
§ 3 	 Prüfungsausschüsse
§ 4 	 Prüfungsarten
§ 5 	 Vorbereitung der Prüfung
§ 6 	 Grundsätze für alle Prüfungen
§ 7 	 Sachgebiete der Prüfung
§ 8 	 Schriftliche Prüfung
§ 9 	 Mündliche Prüfung
§ 10 	Rücktritt von der Prüfung
§ 11 	Ausschluss von der Prüfung
§ 12 	Bewertung der Prüfungsleistungen und Feststellung des 
	 Prüfungsergebnisses
§ 13 	Niederschrift
§ 14 	Nichtbestehen der Prüfung
§ 15 	Erteilung der Bescheinigung der fachlichen Eignung
§ 16 	Umschreibung gleichwertiger Abschlussprüfungen/beschränkter 
	 Fachkundenachweise
§ 27	Inkrafttreten

§ 1 Sachliche Zuständigkeit
Die Industrie- und Handelskammer Hannover – im folgenden IHK genannt – ist 
zuständig für
	 •	 die Bildung der Prüfungsausschüsse,
	 •	 die Durchführung von Prüfungen nach der Berufszugangsverordnung 
		  für den Güterkraftverkehr (GBZugV) und der Berufszugangsverordnung 
		  für den Straßenpersonenverkehr (PBZugV),
	 •	 die Erteilung der Bescheinigung gemäß § 15,
	 •	 die Umschreibung gemäß § 16.

§ 2 Örtliche Zuständigkeit
	 (1)	 Örtlich zuständig ist die IHK, in deren Bezirk die zu prüfende Person 
		  ihren Wohnsitz hat.

	 (2)	 Hat die zu prüfende Person ihren Wohnsitz im Ausland, ist die IHK des 
		  Bezirkes zuständig, in dem die zu prüfende Person arbeitet. Abweichend  
		  von Satz 1 ist für zu prüfende Personen für den Personenverkehr mit 
		  Pkw die nächstgelegene IHK zuständig.

	 (3)	 Die zu prüfende Person kann mit ihrer Zustimmung an eine andere IHK 
		  verwiesen werden.

§ 3 Prüfungsausschüsse
	 (1)	 Die IHK bildet Prüfungsausschüsse für
		  a)	 die Durchführung von Prüfungen zum Zwecke des Nachweises der 
			   fachlichen Eignung zur Führung von Unternehmen des Güter- 
			   kraftverkehrs,
		  b)	 die Durchführung von Prüfungen zum Zwecke des Nachweises der 
			   fachlichen Eignung zur Führung von Unternehmen des Straßen- 
			   personenverkehrs.

	 (2)	 Die IHK beruft für einen Zeitraum von vier Jahren in ausreichender 
		  Anzahl geeignete Prüfer/Prüferinnen als Vorsitzende und Beisitzer. Die 
		  IHK errichtet aus diesem Kreis zu den jeweiligen Prüfungsterminen 
		  einen Prüfungsausschuss für die Durchführung der Prüfung zum 
		  Zwecke des Nachweises der fachlichen Eignung zur Führung von 
		  Unternehmen des Güterkraftverkehrs bzw. zur Führung von Unterneh- 
		  men des Straßenpersonenverkehrs.

	 (3)	 Zusammensetzung und Zuständigkeit der Prüfungsausschüsse richten 
		  sich nach den maßgeblichen Bestimmungen der
		  a)	 Berufszugangsverordnung für den Güterkraftverkehr (GBZugV)
		  b)	 Berufszugangsverordnung für den Straßenpersonenverkehr (PBZugV).
 
	 (4)	 Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse sind ehrenamtlich tätig, sofern 
		  sie nicht bei der IHK beschäftigt sind. Hinsichtlich ihrer Pflichten gelten 
		  die Vorschriften der §§ 83, 84 und 86 des Verwaltungsverfahrensgeset- 
		  zes des Landes Niedersachsen vom 3. Dezember 1976 (Nds. GVBI. S. 311).

	 (5)	 Die ehrenamtlich tätigen Mitglieder der Prüfungsausschüsse erhalten 
		  auf Antrag eine Entschädigung nach der Entschädigungsregelung der 
		  IHK Hannover für ehrenamtliche Tätigkeit im Berufsbildungsbereich 
		  sowie bei Sach- und Fachkundeprüfungen in der jeweiligen Fassung.

§ 4 Prüfungsarten
Die Prüfung findet statt als Prüfung für
	 •	 den Güterkraftverkehr,
	 •	 den Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwagenverkehr
		  oder
	 •	 den Taxen- und Mietwagenverkehr.

§ 5 Vorbereitung der Prüfung
	 (1)	 Die IHK bestimmt die Prüfer/Prüferinnen und setzt Ort und Zeitpunkt 
		  der Prüfung fest.

	 (2)	 Die Anmeldung zur Prüfung soll schriftlich unter Angabe der Prüfungs- 
		  art und unter Beachtung der Anmeldefrist auf einem Formular der IHK 
		  erfolgen. Die schriftliche Anmeldung kann auch in elektronischer Form 
		  erfolgen.

	 (3)	 Die IHK soll die zu prüfende Person unter Berücksichtigung der Reihen- 
		  folge der eingegangenen Anmeldungen mindestens 12 Werktage vor 
		  dem jeweiligen Prüfungstermin schriftlich zur Prüfung einladen. Die 
		  schriftliche Einladung kann auch in elektronischer Form erfolgen. Die 
		  Einladung gibt der zu prüfenden Person
		  •	 Ort und Zeitpunkt der Prüfung,
		  •	 die Art der Prüfung,
		  •	 die Prüfungsdauer,
		  •	 die zugelassenen Hilfsmittel,
		  •	 die Bedingungen für das Bestehen der Prüfung,
		  •	 die in §§ 10 und 11 getroffenen Regelungen über Rücktritt und 
			   Ausschluss von der Prüfung bekannt.
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§ 6 Grundsätze für alle Prüfungen
	 (1)	 Die Prüfung ist eine Gesamtprüfung, die aus zwei schriftlichen und 
		  einem mündlichen Teil besteht.

	 (2)	 Die Prüfungssprache ist deutsch.

	 (3)	 Die Prüfung ist nicht öffentlich. Über die ausnahmsweise Zulassung von 
		  Personen, die an der Prüfung nicht beteiligt sind, entscheidet die IHK.

	 (4)	 Vor Beginn der Prüfung wird die Identität der zu prüfenden Person 
		  mittels eines amtlichen Lichtbildausweises festgestellt. Personen, deren 
		  Identität nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann, werden zu dieser 
		  Prüfung nicht zugelassen.

	 (5)	 Vor Beginn der Prüfung werden den zu prüfenden Personen die Prüfer/ 
		  Prüferinnen bekannt gegeben.

	 (6)	 Die zu prüfenden Personen sind nach Bekanntgabe der Prüfer/ 
		  Prüferinnen zu befragen, ob sie von ihrem Recht zur Ablehnung eines 
		  Prüfers/einer Prüferin wegen Besorgnis der Befangenheit Gebrauch 
		  machen wollen. Über einen Ablehnungsantrag entscheidet die IHK.

	 (7)	 Hält sich ein Prüfer/eine Prüferin für befangen, so kann die IHK den 
		  betroffenen Prüfer/die betroffene Prüferin von der Prüfung ausschlie- 
		  ßen. Bestehen Zweifel an einer unparteiischen Ausübung des Prüfungs- 
		  amtes, so muss die IHK den betroffenen Prüfer/die betroffene Prüferin 
		  von der Prüfung ausschließen.

	 (8)	 Wird einem Ablehnungsantrag stattgegeben oder ein Prüfer/eine 
		  Prüferin ausgeschlossen, so soll die zu prüfende Person zum nächsten 
		  Termin eingeladen werden, sofern der ausgeschlossene Prüfer/die 
		  ausgeschlossene Prüferin nicht sogleich durch einen anderen Prüfer/ 
		  eine andere Prüferin ersetzt werden kann.

	 (9)	 Erfolgte die Zulassung zur Prüfung aufgrund falscher Angaben, wird sie 
		  von der IHK widerrufen.

	 (10)	 Vor Beginn der Prüfung werden den zu prüfenden Personen der Ablauf 
		  der Prüfung, insbesondere die Bearbeitungszeit, die Gesamtpunktezahl 
		  und die in den einzelnen Prüfungsteilen zu erreichenden Punktezahlen, 
		  die Bedingungen für die Zulassung zum mündlichen Teil gemäß § 12 
		  sowie für das Bestehen der Prüfung und die zugelassenen Hilfsmittel 
		  bekannt gegeben.

	 (11)	 Als Hilfsmittel sind ausschließlich Taschenrechner zugelassen. Diese 
		  Taschenrechner müssen netzunabhängig und nicht kommunikationsfähig  
		  sein.

	 (12)	 Für die schriftlichen Prüfungsteile werden die Gemeinsamen Fragebögen 
		   der Industrie- und Handelskammern, herausgegeben von der DIHK- 
		  Gesellschaft für berufliche Bildung – Organisation zur Förderung der 
		  IHK-Weiterbildung mbH verwendet.

	 (13)	 Die Vervielfältigung, Verbreitung oder Veröffentlichung der gemeinsa- 
		  men Fragebögen der Industrie- und Handelskammern für Prüfungen 
		  nach der GBZugV bzw. PBZugV oder von Teilen dieser Fragebögen ist 
		  ausschließlich der IHK zu Prüfungszwecken vorbehalten.

	 (14)	 Die Fragen und Aufgaben berücksichtigen die in § 7 genannten 
		  Sachgebiete.

	 (15)	 Die Fragen mit direkter Antwort und Multiple-Choice-Fragen im 
		  1. Prüfungsteil (§ 8 Abs. 1) haben, je nach Schwierigkeitsgrad, eine 
		  Wertigkeit von 1, 2, 3, 4 oder 5 Punkten. Die Fragen mit direkter Antwort 
		  im 2. Prüfungsteil (§ 8 Abs. 1) können miteinander verbunden und mit 
		  einer höheren Punktzahl festgelegt werden.

	 (16)	 Die Bewertung der Prüfungsfragen ist – außer bei Multiple-Choice- 
		  Fragen – in halben und ganzen Punkten zulässig.

	 (17)	 Die Gesamtpunktezahl teilt sich bei allen Prüfungsarten wie folgt auf:
		  •	 schriftliche Fragen:		  40 %
		  •	 schriftliche Übungen/Fallstudien:	 35 %
		  •	 mündliche Prüfung:		  25 %

	 (18)	 Nach Abschluss der Prüfung ist das Prüfungsergebnis fünfzig Jahre 
		  aufzubewahren. Die übrigen Prüfungsunterlagen sind ein Jahr 
		  aufzubewahren.

§ 7 Sachgebiete der Prüfung
	 (1)	 Kenntnisse in den jeweiligen Sachgebieten, die in den schriftlichen 
		  Prüfungsteilen und im mündlichen Prüfungsteil nachgewiesen werden 
		  müssen, ergeben sich für:
		  •	 den Güterkraftverkehr und den Straßenpersonenverkehr ohne 
			   Taxen- und Mietwagenverkehr aus Anhang I der [Verordnung (EG) 
			   Nr. 1071/2009]
		  sowie
		  •	 den Taxen- und Mietwagenverkehr aus Anlage 3 zur PBZugV.

	 (2)	 Die Sachgebiete werden gegliedert in: 
		  •	 Recht
		  •	 Kaufmännische und finanzielle Führung des Unternehmens
		  •	 Technische Normen und technischer Betrieb
		  •	 Straßenverkehrssicherheit, Unfallverhütung, Umweltschutz
	 	 •	 Grenzüberschreitender Verkehr.

	 (3)	 Die Sachgebiete werden in den beiden schriftlichen Prüfungsteilen wie 
		  folgt gewichtet:
		  •	 Recht:	�  25 %
		  •	 Kaufmännische und finanzielle Führung des Unternehmens:� 35 %
		  •	 Technische Normen und technischer Betrieb:	�  15 %
		  •	 Straßenverkehrssicherheit, Unfallverhütung, Umweltschutz:� 15 %
		  •	 Grenzüberschreitender Verkehr:� 10 %

§ 8 Schriftliche Prüfung
	 (1)	 Die schriftliche Prüfung besteht aus zwei Teilprüfungen und zwar aus:
		  •	 schriftlichen Fragen (1. Teil), die Multiple-Choice-Fragen und Fragen 
			   mit direkter Antwort umfassen und
		  •	 schriftlichen Übungen/Fallstudien (2. Teil), die verbundene Fragen 
			   mit direkter Antwort und Kalkulationsaufgaben umfassen.

	 (2)	 Die Dauer der schriftlichen Prüfung beträgt bei der Prüfung für:
		  •	 den Güterkraftverkehr und den Straßenpersonenverkehr ohne Taxen-  
			   und Mietwagenverkehr zwei Stunden je Prüfungsteil
		  und
		  •	 den Taxen- und Mietwagenverkehr eine Stunde je Prüfungsteil.

	 (3)	 Die Höchstpunktzahl für die schriftlichen Prüfungsteile beträgt
		  •	 beim Güterkraftverkehr und beim Straßenpersonenverkehr ohne 
			   Taxen- und Mietwagenverkehr für den 1. Teil 120 Punkte und für den 
			   2. Teil 105 Punkte
		  und
	 	 •	 beim Taxen- und Mietwagenverkehr für den 1. Teil 60 Punkte und für 
			   den 2. Teil 52,5 Punkte.

	 (4)	 Die schriftliche Prüfung kann entweder auf Papier oder in elektronischer 
		  Form erfolgen. Die IHK bestimmt das Verfahren.

§ 9 Mündliche Prüfung
	 (1)	 Die mündliche Prüfung soll je zu prüfende Person eine halbe Stunde 
		  nicht überschreiten.

	 (2)	 Die Höchstpunktzahl für die mündliche Prüfung beträgt
		  •	 beim Güterkraftverkehr und beim Straßenpersonenverkehr ohne 
			   Taxen- und Mietwagenverkehr 75 Punkte
		  und
		  •	 beim Taxen- und Mietwagenverkehr 37,5 Punkte.

	 (3) 	 Die erbrachte Prüfungsleistung in der mündlichen Prüfung wird vom 
		  Prüfungsausschuss in Punkten bewertet. Das Ergebnis der mündlichen 
		  Prüfung fließt in die Gesamtbewertung der Prüfung nach § 12 ein.

§ 10 Rücktritt von der Prüfung
	 (1)	 Tritt eine zu prüfende Person vor Beginn der Prüfung zurück, gilt die 
		  Prüfung als nicht abgelegt. Das gleiche gilt, wenn ein Prüfungsteilneh- 
		  mer/eine Prüfungsteilnehmerin zu einer Prüfung nicht erscheint.

	 (2)	 Tritt eine zu prüfende Person im Verlauf der Prüfung zurück, so gilt 		
		  diese grundsätzlich als nicht bestanden. Der Rücktritt ist unverzüglich, 
		  unter Mitteilung der Rücktrittsgründe, zu erklären.

	 (3)	 Tritt eine zu prüfende Person aus einem wichtigen Grund zurück, 
		  entscheidet die IHK über das Vorliegen eines solchen Grundes. Macht 
		  die zu prüfende Person als wichtigen Grund geltend, dass sie wegen 
		  Krankheit nach Beginn der Prüfung abbrechen musste, so hat sie 
		  dies unverzüglich durch Vorlage eines ärztlichen Attests, das nicht 
		  später als am Prüfungstag ausgestellt wurde, nachzuweisen. Die IHK hat 
		  das Recht, in begründeten Einzelfällen ein amtsärztliches Zeugnis eines 
		  Gesundheitsamtes mit Aussagen zur Prüfungsfähigkeit einzufordern, 
		  damit entschieden werden kann, ob ein wichtiger Grund vorliegt. Die 
		  Prüfung gilt dann als nicht abgelegt.
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§ 11 Ausschluss von der Prüfung
Unternimmt eine zu prüfende Person eine Täuschungshandlungen oder stört 
sie den Prüfungsablauf erheblich, kann diese von der weiteren Teilnahme an der 
Prüfung ausgeschlossen werden. Das Gleiche gilt bei Verstoß gegen § 6 Absatz 
13. Über den Ausschluss entscheidet die IHK. Bei Ausschluss gilt diese Prüfung 
als nicht bestanden.

§ 12 Bewertung der Prüfungsleistungen und Feststellung des
Prüfungsergebnisses
	 (1)	 Grundlage der Bewertung der Prüfungsleistungen sind die in den schrift- 
		  lichen Prüfungsteilen und dem mündlichen Prüfungsteil erzielten Ergeb- 
		  nisse, die in Punkten ausgedrückt werden.

	 (2)	 Zur mündlichen Prüfung wird eine Person zugelassen, wenn sie min- 
		  destens 50 % der jeweiligen Punktezahl in beiden schriftlichen Teil- 
		  prüfungen erreicht hat.

	 (3)	 Die mündliche Prüfung entfällt, wenn in den schriftlichen Teilprüfungen 
		  mindestens 60 % der möglichen Gesamtpunktezahl erzielt wurden.

	 (4)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn die geprüfte Person mindestens 60 % 
		  der möglichen Gesamtpunktezahl erreicht hat, wobei der in jeder Teil- 
		  prüfung erzielte Punkteanteil nicht unter 50 % der jeweils möglichen 
		  Punktezahl gemäß §§ 8 und 9 liegen darf. Anderenfalls ist die Prüfung 
		  nicht bestanden.

	 (5)	 Der Prüfungsausschuss stellt das Ergebnis der Prüfung fest, indem er 
		  diese für „bestanden“ oder für „nicht bestanden“ erklärt.

	 (6) 	 Die Prüfung gemäß § 6 Absatz 1 darf wiederholt werden.

§ 13 Niederschrift
Für jeden Prüfungsteilnehmer/jede Prüfungsteilnehmerin ist eine Niederschrift 
anzufertigen. Diese enthält folgende Angaben:
	 •	 Name, Vorname(n), ggf. Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, 
		  Geburtsland, Nationalität sowie Anschrift des Prüfungsteilnehmers/der 
		  Prüfungsteilnehmerin,
	 •	 Ort, Datum, Beginn und Ende der Bearbeitung durch den Prüfungs- 
		  teilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin,
	 •	 die Namen der Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie der sonst 
		  anwesenden Personen,
	 •	 die Prüfungsart (§ 4), einen Verweis auf die Sachgebiete (§ 7) und die 
		  Prüfungsteile (§§ 8, 9) der Prüfung,
	 •	 Feststellung der Identität der zu prüfenden Person sowie die Erklärung 
		  ihrer Prüfungsfähigkeit,
	 •	 die Belehrung der zu prüfenden Person über ihr Recht, Prüfer/Prüferin- 
		  nen wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen,
	 •	 einen etwaigen Ablehnungsantrag von einer zu prüfenden Person wegen 
		  Besorgnis der Befangenheit oder eine inhaltsgleiche Erklärung eines 
		  Prüfers/einer Prüferin sowie die Entscheidung darüber,
	 •	 eine summarische Aufzeichnung über den mündlichen Teil der Prüfung,
	 •	 die Bewertung der erbrachten Prüfungsleistungen, die Erklärung über 
		  das Bestehen oder Nichtbestehen der Prüfung,
	 •	 die Unterschriften der Mitglieder des Prüfungssauschusses.

§ 14 Nichtbestehen der Prüfung
Bei nicht bestandener Prüfung erhält die geprüfte Person einen schriftlichen 
Bescheid der IHK. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen.

§ 15 Erteilung der Bescheinigung der fachlichen Eignung
	 (1)	 Nach bestandener Prüfung erhält die geprüfte Person eine Beschein- 
		  igung der IHK, die im Falle einer Prüfung für:
		  •	 den Güterkraftverkehr bzw. den Straßenpersonenverkehr ohne 
			   Taxen- und Mietwagenverkehr dem Muster des Anhangs III der 
			   [Verordnung (EG) Nr. 1071/2009] entspricht,
		  oder
		  •	 den Taxen- und Mietwagenverkehr dem Muster der Anlage 5 der 
			   PBZugV entspricht.

	 (2)	 Die Bescheinigung muss folgende Sicherheitsmerkmale ausweisen: DIN 
		  A4, Zellulosepapier mindestens 100 g/m² versetzt mit Spezialfasern, die 
		  unter UV-Licht sichtbar werden, Farbe Pantone kräftig beigefarben, 
		  eingeprägtes „D“, Seriennummer und Ausgabenummer.

§ 16 Umschreibung gleichwertiger Abschlussprüfungen/beschränkter 
Fachkundenachweise
	 (1)	 Gemäß § 7 Abs. 1 der GBZugV und § 6 Abs. 2 der PBZugV sind auf 
		  Antrag folgende gleichwertige Abschlussprüfungen in Fachkundenach- 
		  weise gemäß § 15 umzuschreiben, wenn die Ausbildung vor dem 
		  4. Dezember 2011 begonnen worden ist:

		  Güterverkehr:
		  •	 Abschlussprüfungen zum Kaufmann/zur Kauffrau im Eisenbahn- 
			   und Straßenverkehr, Schwerpunkt: Güterkraftverkehr,
		  •	 Abschlussprüfung zum Speditionskaufmann/zur Speditionskauffrau 
			   (seit 01.08.2005 Kaufmann für Spedition und Logistikdienstleistung),
		  •	 Abschlussprüfung zur Fortbildung zum Verkehrsfachwirt/zur 
			   Verkehrsfachwirtin,
		  •	 Abschlussprüfung als Diplom-Betriebswirt im Ausbildungsbereich 
			   Wirtschaft, Fachrichtung Spedition der Berufsakademien Lörrach 
			   und Mannheim,
		  •	 Abschlussprüfung als Diplom-Betriebswirt im Fachbereich Wirtschaft I 
			   Studiengang Verkehrswirtschaft und Logistik, Fachrichtung Güter- 
			   verkehr der Fachhochschule Heilbronn,
		  •	 Bachelor of Arts, Studiengang Betriebswirtschaftslehre/Spedition, 
			   Transport und Logistik der Berufsakademien Lörrach und Mannheim,
		  •	 Bachelor of Arts, Studiengang Verkehrsbetriebswirtschaft und 
			   Logistik, Vertiefungsrichtung Verkehrslogistik der Hochschule 
			   Heilbronn.

		  Personenverkehr:
		  •	 Abschlussprüfungen zum Kaufmann/zur Kauffrau im Eisenbahn- 
			   und Straßenverkehr, Schwerpunkt: Personenverkehr,
	 	 •	 Abschlussprüfung zur Fortbildung zum Verkehrsfachwirt/zur 
			   Verkehrsfachwirtin,
		  •	 Abschlussprüfung als Betriebswirt/Betriebswirtin (DAV), abgelegt bei 
			   der Deutschen Außenhandels- und Verkehrsakademie in Bremen,
		  •	 Abschlussprüfung als Diplom-Betriebswirt/Diplom-Betriebswirtin im 
			   Fachbereich Wirtschaft I Studiengang Verkehrsbetriebswirtschaft 
			   und Logistik an der Fachhochschule Heilbronn,
		  •	 Abschluss als Diplom-Verkehrswirtschaftler/Diplom-Verkehrswirt- 
			   schaftlerin an der Technischen Universität Dresden,
		  •	 Bachelor of Arts, Studiengang Verkehrsbetriebswirtschaft und 
			   Logistik, Vertiefungsrichtung Personenverkehr der Hochschule 
			   Heilbronn.

	 (2)	 Eine Umschreibung ist gemäß § 6 Abs. 1 PBZugV auch für weitere 
		  Abschlussprüfungen möglich, sofern das zuständige Bundesministerium 
		  diese im Verkehrsblatt bekannt gegeben hat.

	 (3)	 Bescheinigungen über den Nachweis der fachlichen Eignung, die bis zum 
		  Inkrafttreten der Fünften Verordnung zur Änderung von Rechtsvorschrif- 
		  ten zum Güterkraftverkehrsgesetz vom 23. Februar 1993 (BGBl. I S. 268) 
		  auf die Durchführung von Güternah- oder Umzugsverkehr oder auf 
		  innerstaatliche Beförderungen beschränkt wurden, können in eine unbe- 
		  schränkte Fachkundebescheinigung nach § 15 umgeschrieben werden.

Artikel 8
Prüfungsordnung für die Durchführung der Prüfung

über den Nachweis der Sachkenntnis im Einzelhandel
mit freiverkäuflichen Arzneimitteln

§ 1 Nachweis der Sachkenntnis
Der Nachweis der Sachkenntnis für den Einzelhandel außerhalb von Apotheken 
mit Arzneimitteln im Sinne des § 2 Abs. 1 oder Abs. 2 Nr. 1 des Arzneimittelgeset-
zes, die zum Verkehr außerhalb der Apotheken freigegeben sind (freiverkäufliche 
Arzneimittel), kann durch eine Prüfung nach den §§ 2 bis 9 der Verordnung über 
den Nachweis der Sachkenntnis im Einzelhandel mit freiverkäuflichen Arzneimit-
teln (AMSachKV) erbracht werden.

§ 2 Örtliche Zuständigkeit
	 (1)	 Die IHK ist örtlich zuständig für die Sachkenntnisprüfungen von 
		  Prüfungsbewerbern, deren Beschäftigungsort, Aus- oder Fortbildungs-
		  stätte oder gewöhnlicher Aufenthalt in ihrem Bezirk liegt oder zuletzt
		  gelegen hat.

	 (2)	 Die IHK ist weiter zuständig für Prüfungsbewerber aus den Bezirken 
		  anderer IHKs, mit denen sie eine Vereinbarung zur Übertragung der 
		  Zuständigkeit getroffen hat.

§ 3 Errichtung und Tätigkeit des Prüfungsausschusses
	 (1)	 Für die Abnahme der Prüfung errichtet die IHK als zuständige Stelle 
		  einen Prüfungsausschuss oder mehrere Prüfungsausschüsse. Sie kann 
		  gemeinsame Prüfungsausschüsse mit anderen IHKs errichten.

	 (2)	 Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei, höchstens fünf 
		  Mitgliedern. Die Mitglieder müssen für die Prüfung sachkundig und für 
		  die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein. Die Zusammensetzung 
		  der Prüfungsausschüsse erfolgt entsprechend § 2 der Verordnung 
		  über den Nachweis der Sachkenntnis im Einzelhandel mit freiverkäufli- 
		  chen Arzneimitteln.
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	 (3)	 Die IHK beruft die Mitglieder des Ausschusses für die Dauer von 
		  längstens 3 Jahren.

	 (4) 	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Für 
		  bare Auslagen, Zeitversäumnis und sonstigen Aufwand wird eine 
		  angemessene Entschädigung gezahlt, deren Höhe sich nach der Ent- 
		  schädigungsregelung der IHK Hannover für ehrenamtliche Prüfer in der 
		  jeweilig geltenden Fassung bemisst.

§ 4 Prüfungstermine und Anmeldung zur Prüfung
	 (1)	 Die IHK bestimmt den Prüfungsausschuss, Ort und Zeitpunkt der 
		  Prüfung und gibt die Prüfungstermine und Anmeldefristen in geeigneter 
		  Form rechtzeitig bekannt.

	 (2)	 Die Anmeldung erfolgt in der von der IHK vorgegebenen Form.

§ 5 Belehrung
Die Prüfungsteilnehmer sind vor der Prüfung über den Prüfungsablauf, die zur 
Verfügung stehende Zeit, die in der Prüfung zu erreichende Gesamtpunktzahl, 
die Art der zugelassenen Hilfsmittel und die Folgen von Täuschungshandlungen 
und Ordnungsverstößen zu belehren.

§ 6 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße
	 (1)	 Prüfungsteilnehmer, die sich einer Täuschungshandlung oder einer 
		  erheblichen Störung des Prüfungsablaufs schuldig machen, kann die 
		  Prüfungsaufsicht von der Prüfung vorläufig ausschließen.

	 (2)	 Über den endgültigen Ausschluss und die Folgen entscheidet der 
		  Prüfungsausschuss nach Anhören des Prüfungsteilnehmers. In schwer- 
		  wiegenden Fällen, insbesondere bei vorbereiteten Täuschungshand- 
		  lungen, kann die Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. In diesen 
		  Fällen kann die Prüfung nachträglich für nicht bestanden erklärt werden, 
		  wenn die Täuschung innerhalb eines Jahres nach Abschluss der Prüfung 
		  festgestellt wird.

§ 7 Rücktritt, Nichtteilnahme
	 (1)	 Der Prüfungsbewerber/die Prüfungsbewerberin kann nach der 
		  Anmeldung vor Beginn der Prüfung zurücktreten. In diesem Fall gilt 
		  die Prüfung als nicht abgelegt.

	 (2)	 Das Gleiche gilt, wenn der Prüfungsbewerber/die Prüfungsbewerberin 
		  zur Prüfung nicht erscheint.

§ 8 Prüfungsanforderungen
Die Prüfungsanforderungen ergeben sich im Einzelnen aus den in § 4 AMSachKV 
festgelegten Prüfungsgebieten. Dazu gehört auch die Kenntnis der in freiver-
käuflichen Arzneimitteln üblicherweise verwendeten Pflanzen und Chemikalien 
(Arzneidrogen).

§ 9 Gliederung, Durchführung und Bewertung der Prüfung
	 (1)	 Die Prüfungssprache ist deutsch.

	 (2)	 Die Prüfung kann auf Papier oder in elektronischer Form durchgeführt 
		  werden. Die IHK bestimmt das Verfahren. Die schriftliche Prüfung 
		  besteht aus Mehrfachwahlaufgaben und Kurzantwortaufgaben.

	 (3)	 Die Prüfungsdauer soll in der Regel insgesamt 75 Minuten betragen.

	 (4)	 Die Prüfungsleistung ist mit Punkten zu bewerten. Die Prüfung ist 
		  bestanden, wenn 50 % der erreichbaren Gesamtpunkte erzielt werden.

	 (5)	 Die IHK regelt die Aufsichtsführung bei der Prüfung.

	 (6)	 Die Prüfung ist nicht öffentlich. Über die ausnahmsweise Zulassung von 
		  Personen, die an der Prüfung nicht beteiligt sind, entscheidet die IHK.

	 (7)	 Überregional von einem bei der DIHK-Bildungs-GmbH angesiedelten 
		  Expertengremium erstellte oder ausgewählte Aufgaben sind vom 
		  Prüfungsausschuss zu übernehmen. Die Vorschläge zur Besetzung des 
		  Gremiums erfolgen durch die IHKs.

§ 10 Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses
	 (1)	 Der Prüfungsausschuss stellt das Ergebnis der Prüfung fest.

	 (2)	 Über die bestandene Prüfung erhält der Prüfungsteilnehmer ein Zeugnis 
		  nach dem Muster der Anlage der AMSachKV. 

	 (3)	 Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Prüfungsteilnehmer einen 
		  schriftlichen Bescheid. Auf die Vorschriften über die Wiederholungs- 
		  prüfung in § 11 ist hinzuweisen.

§ 11 Wiederholung der Prüfung
Eine nicht bestandene Prüfung kann beliebig oft wiederholt werden. 

§ 12 Niederschrift und Aufbewahrungsfristen
	 (1)	 Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der die einzelnen 
		  Prüfungsergebnisse, besondere Vorkommnisse oder sonst auffällige 
		  Feststellungen zu entnehmen sind. Sie ist von den Mitgliedern des 
		  Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.

	 (2)	 Nach Abschluss der Prüfung ist die Niederschrift mit dem Prüfungs- 
		  ergebnis fünfzig Jahre aufzubewahren. Alle übrigen Prüfungsunterlagen 
		  sind ein Jahr aufzubewahren.

	 (3)	 Der Ablauf der vorgenannten Fristen wird durch das Einlegen eines 
		  Rechtsmittels gehemmt.

	 (4)	 Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen.

Artikel 9
Inkrafttreten

	 (1)	 Artikel 5 und Artikel 6 dieser Satzung treten am 1. August 2018 in Kraft. 
		  Gleichzeitig treten das Statut betreffend die Ausbildung der Gefahrgut- 
		  fahrer/-innen vom 3. Dezember 2012 (veröffentlicht in der Niedersächsi- 
		  schen Wirtschaft Nr. 1/2013 S. 59 bis 61) und das Statut betreffend die 
		  Schulung, die Prüfung und die Erteilung des Schulungsnachweises für 
		  Gefahrgutbeauftragte, vom 2. Mai 2011 (veröffentlicht in der Niedersäch- 
		  sischen Wirtschaft Nr. 6/2011 S. 59 bis 61) außer Kraft.

	 (2)	 Im Übrigen tritt die Satzung am Tag nach der Verkündung in der 
		  Niedersächsischen Wirtschaft in Kraft. Gleichzeitig tritt die Prüfungsord- 
		  nung für Fachkundeprüfungen für den Straßenpersonen- und Güter- 
		  kraftverkehr der Industrie- und Handelskammer Hannover vom 1. Januar 
		  2001 (veröffentlicht in der Niedersächsischen Wirtschaft Nr. 10/2000, 
		  S. 66 bis 67) außer Kraft.

Die vorstehende Satzung zur Neuregelung von Prüfungsordnungen im 
gewerblichen Bereich vom 7. Mai 2018 wird hiermit ausgefertigt und in der 
IHK-Zeitschrift „Niedersächsische Wirtschaft“ verkündet. Gemäß §§ 27a 
VwVfG,  1 NVwVfG findet zudem eine Veröffentlichung auf der Internetseite 
www.hannover.ihk.de statt.

Hannover, 8. Mai 2018
Industrie- und Handelskammer Hannover

Dr. Christian Hinsch 		  Dr. Horst Schrage
Präsident				    Hauptgeschäftsführer
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Sachgebiet: Glas

Dr.-Ing. Katrin Gläßer
Heineckegraben 4
31867 Hülsede
Sachgebiet: Stahlbrückenbau und Kranbahnen

Die o.g. Sachverständigen wurde am 07.05.2018 für die Dauer von 3 Jahren 
öffentlich bestellt und vereidigt.
 
Erlöschen der Bestellung
Bei dem nachfolgend aufgeführten Sachverständigen ist die öffentliche Bestel-
lung und Vereidigung erloschen:

Dipl.-Chem. Klaus-Dieter Willaschek-Jühne
Eichsfelder Str. 67
30419 Hannover
Sachgebiet: Schadstoffe in Innenräumen und Gebrauchsgegenständen
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